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Abkiirzungsverzeichnis

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates
SECO Staatssekretariat fur Wirtschaft
EFK Eidgendssische Finanzkontrolle
GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren
SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Standerates
WBK-SR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Standerats
BAG Bundesamt flr Gesundheit
ALV Arbeitslosenversicherung
FK-SR Finanzkommission des Stéanderates
EU Europaische Union
v Invalidenversicherung
EDI Eidgendssisches Departement des Inneren
SKOS Schweizerische Konferenz flr Sozialhilfe
BASPO Bundesamt fur Sport
EL Ergadnzungsleistungen
VAG Versicherungsaufsichtsgesetz
KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen
EO Erwerbsersatzordnung
DBG Bundesgesetz Uber die direkte Bundessteuer
WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
EpG Epidemiengesetz
GAV Gesamtarbeitsvertrag
EFV Eidgendssische Finanzverwaltung
ATSG Bundesgesetz Uber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts
WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
KVAG Krankenversicherungsaufsichtsgesetz
WEKO Wettbewerbskommission
KAE Kurzarbeitsentschadigung
KVAV Verordnung betreffend die Aufsicht Uber die soziale
Krankenversicherung
UL Uberbriickungsleistung
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
ats
SECO Secrétariat d'Etat a I'économie
CDF Contrdle fédéral des finances
CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national
CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats
CSEC-CE gtortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des
ats
OFSP Office fédéral de la santé publique
AC assurance-chdmage
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
UE Union européenne
Al Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
CSIAS Conférence suisse des institutions d'action sociale
OFSPO Office fédéral du sport
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PC Prestations complémentaires

LSA Loi sur la surveillance des assurances

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

APG allocations pour perte de gain

LIFD Loi fédérale sur I'impdt fédéral direct

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

AOS Assurance obligatoire des soins

LEp loi sur les épidémies

CCT Convention collective de travail

AFF Administration fédérale des finances

LPGA Loi fédérale sur la partie générale du droit des assurances sociales

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

LSAMal Loi sur la surveillance de I'assurance-maladie

COMCO Commission de la concurrence

RHT Indemnité en cas de réduction de I'horaire de travail

OSAMal Ordonnance sur la surveillance de I'assurance-maladie sociale

PT Prestation transitoire

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.12.2022
AMANDO AMMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.12.2022
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Wintersession 2022 befasste sich der Standerat mit dem Abkommen mit dem
Vereinigten Konigreich zur Koordinierung der sozialen Sicherheit. Die Genehmigung
des Bundesbeschlusses war in der SGK-SR unumstritten gewesen, dementsprechend
begnigte sich Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) mit einer kurzen
Zusammenfassung des Abkommensinhalts. Germann wies die Ratsmitglieder darauf hin,
dass das Abkommen im gegenseitigen Einverstandnis bereits seit dem 1. November 2021
vorlaufig angewendet werde, da das bestehende Freizlgigkeitsabkommen mit der EU
seit dem Brexit nicht mehr auf das Vereinigte Konigreich anwendbar sei. Das
vorliegende Abkommen sei im Rahmen der Mind-the-Gap-Strategie des Bundes
ausgearbeitet worden und umfasse die Alters-, Hinterlassenen- und Invaliditatsvorsorge
sowie die Kranken- und Unfallversicherung. Nebst einer weitgehenden
Gleichbehandlung der Versicherten garantiere das Abkommen auch einen erleichterten
Zugang zu den Leistungen im Bereich der sozialen Sicherheit. Dabei lehne es sich
inhaltlich an das Abkommen zwischen dem Vereinigten Kénigreich und der EU an,
wodurch die Einheitlichkeit der anzuwendenden Regeln gewahrleistet werde. Germann
wies darauf hin, dass es im Abkommen eine Versicherungslicke bezlglich der
Invalidenversicherung gebe. Personen, die sich nach ihrem Arbeitsleben im jeweils
anderen Staat niederlassen, konnten ihre IV-Renten nicht exportieren. Die Kommission
schloss sich aber der Meinung der Verwaltung und des Bundesrats an, dass das
vorliegende Abkommen die bessere Variante sei, als gar kein Abkommen zu haben. Der
Standerat nahm den Entwurf einstimmig an.

In der Schlussabstimmung nahmen sowohl der National- wie auch der Standerat den
Bundesbeschluss einstimmig an. '

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Wintersession 2022 stand im Standerat eine Erhéhung der Abziige fiir
Krankenversicherungspramien und Zinsen von Sparkapitalien im DBG zur Debatte. Die
Kommissionsmehrheit beantragte mit 6 zu 5 Stimmen bei 1 Enthaltung, nicht auf den
auf eine Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) zurickgehenden Entwurf einzutreten. Als
Grund gab sie an, dass die sich «verschlechterndel...] Situation des
Bundesfinanzhaushalts» zusatzliche Senkungen der Steuereinnahmen in der Hohe von
jahrlich CHF 315 Mio. beim Bund und CHF 85 Mio. bei den Kantonen nicht zulasse, wie
Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) erlduterte. Dies hatte zuvor auch die FK-SR in
einem Mitbericht befunden. Zwar sei man sich der grossen Belastung durch die
Krankenkassenprémien bewusst, das Problem miusse aber durch gesundheitspolitische
BeschlUsse geldst werden, nicht durch Steuerabzlge. Minderheitensprecher Germann
(svp, SH) wollte mit dem Antrag auf Eintreten «einen Teil der Glaubwurdigkeit [des]
Vorgehens im Rat» retten, nachdem man die Motion Grin zuvor Uberwiesen hatte. Mit
Nichteintreten breche man ein Versprechen, kritisierte er. Trotz stark gestiegener
Pramien seien die Krankenkassenabzlige bisher aufgrund der kalten Progression nur
leicht angepasst worden. Die in der Vernehmlassung geausserten Vorbehalte gegen die
Vorlage kénnten nach Eintreten angegangen werden, zum Beispiel kdnne man den
Abzug gegenlber dem bundesratlichen Vorschlag reduzieren. Verschiedene
Sprechende hielten in der Folge dagegen und verwiesen auch auf den
Nichteintretensentscheid des Sténderates auf den Gegenvorschlag zur Pramien-
Entlastungs-Initiative, weshalb es nur konsequent sei, nun auch auf diesen Entwurf
nicht einzutreten. Mit 32 zu 11 Stimmen sprach sich der Stédnderat in der Folge gegen
Eintreten aus.

Im Marz 2023 entschied sich der Standerat tberdies stillschweigend auf Antrag seiner
Kommission, die dem Gesetzesentwurf zugrunde liegende Motion Grin abzuschreiben. 2
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Der Standerat behandelte das Covid-19-Gesetz gleich am Folgetag der
entsprechenden nationalratlichen Debatte, was dazu fluhrte, dass der Kommission und
den einzelnen Ratsmitgliedern nur sehr wenig Zeit fir die Vorbereitung blieb. Probleme
bereiteten der Kommission insbesondere die vom Nationalrat gutgeheissenen
Einzelantrage, da sie diese erst am Morgen vor der Ratsdebatte behandeln konnten.
Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG) nannte die Situation entsprechend
«herausfordernd, aber auch nicht vdllig ungewdhnlich», zumal die Themen
«Uberblickbar» seien. Anders sah dies Thomas Minder (parteilos, SH), der das Geschéft
zu einem «Fauxpas der groberen Sorte» erklarte, was er unter anderem auf die
gedrangte Behandlung bezog. Eintreten war jedoch unbestritten.

Zuerst setzte sich der Standerat in der Detailberatung mit einem Ordnungsantrag
Minder auseinander, der auf dem zweiten Teil seiner Kritik beruhte: Der Schaffhauser
Sténderat beflirchtete, dass die Breite des Gesetzes die Einheit der Materie verletze. Er
zeigte sich besorgt, dass die Stimmbdurgerinnen und Stimmbdrger bei einer so breiten
Vorlage in einem drohenden Referendum ihrer freien Willensdusserung nicht
nachkommen kénnten. Entsprechend reichte er einen Splittingantrag ein, bei dem er
die Primarmassnahmen, also die Massnahmen zur Bekampfung der Epidemie, von den
Sekundarmassnahmen, also den Massnahmen zur Bewéltigung der Folgeprobleme,
trennen wollte. Mit der Ansicht, dass die Zusammenfassung solch unterschiedlicher
Aspekte in einem Gesetz problematisch sei, war Minder nicht alleine. Zahlreiche
Sprechende pflichteten ihm diesbezlglich bei, selbst Kommissionssprecher
Rechsteiner sprach von einem «gesetzgeberischen Birchermuesli». Dennoch fand die
vorgeschlagene Losung des Splittings bei der Ratsmehrheit wenig Anklang: Damit
vereinfache man die Wahrnehmung der politischen Rechte nicht, sondern erschwere
sie zusatzlich, argumentierte etwa Carlo Sommaruga (sp, GE). Zudem gebe man der
Stimmbevélkerung erst recht das Gefuhl, dass man sie an ihrer Mitsprache hindern
wolle, weil sie dadurch zwei Referenden ergreifen misste, ergdnzte Paul Rechsteiner
fur die Kommission. Bundeskanzler Thurnherr erklérte, dass sich der Bundesrat
durchaus Uberlegt habe, die Vorlage in viele einzelne dringliche Bundesbeschlisse
aufzuspalten, sich aber dagegen entschieden habe, weil das zu wenig Ubersichtlich
gewesen ware. Mit 30 zu 7 Stimmen lehnte der Stédnderat in der Folge den Antrag
Minder ab.

Bei der Detailberatung lag auch dem Standerat eine Vielzahl an Antrdgen vor (20
Mehrheits-, 13 Minderheits- und 10 Einzelantrége) und wiederum war bereits der Artikel
zum Gegenstand des Gesetzes umstritten. Hier behandelte der Sténderat einen neuen
Einzelantrag Caroni (fdp, AR), der explizit festhalten wollte, dass der Bundesrat die
entsprechenden Befugnisse nur soweit wahrnehmen dlrfe, wie eine Problematik
wirklich dringlich sei. Wann immer maoglich, solle er jedoch den ordentlichen oder
dringlichen Gesetzgebungsprozess einhalten. Kommissionssprecher Rechsteiner
erachtete die Bestimmung als Uberflissig und beflrchtete Uberdies, dass sie zu
Missverstandnissen flhren kénnte. So gebe es durchaus Massnahmen, von denen man
wolle, dass sie der Bundesrat selbstandig umsetze, zum Beispiel die Beschaffung von
Gesundheitsmaterial. Bundeskanzler Walter Thurnherr erachtete den Zusatz zwar
ebenfalls als unndtig, er sei aber auch nicht schéadlich, «weil wir nichts anderes
vorhaben als das». Mit 24 zu 15 Stimmen nahm die kleine Kammer den Antrag Caroni an
und schuf damit eine erste Differenz zum Nationalrat.

Darlber hinaus diskutierte nach dem Nationalrat auch der Stdnderat Uber die Frage, ob
die Dachverbande der Sozialpartner und die Verbdnde der Gemeinden und Stadte
ausdrucklich ins Gesetz aufgenommen werden sollten. Die Kommissionsmehrheit
lehnte diese Anderung durch den Nationalrat ab, eine Minderheit Germann (svp, SH)
beflirwortete sie. So betonte Germann unter Nennung seiner Interessenbindung als
Prasident des Gemeindeverbandes, dass die Massnahmen gerade in den Bereichen der
Kinderkrippen, der Unterstutzung des 6ffentlichen Verkehrs oder der Kulturhilfen die
Gemeinden durchaus betreffe und dass diese entsprechend auch angehoért werden
sollten. Mit 23 zu 16 Stimmen folgte der Standerat jedoch der Kommissionsmehrheit
und schuf damit eine weitere Differenz zum Erstrat. Die Ubrigen Anderungen des
Nationalrats, wie die Information der Parlamentsorgane und die Orientierung der
Entscheidungen an den vorhandenen Daten, hiess der Standerat stillschweigend gut.
Umstritten war hingegen die Frage, ob temporar die Bundeskanzlei einen Teil der
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Stimmrechtsbescheinigungen bei den Gemeinden einholen solle, wie der Nationalrat
entschieden hatte. Die Kommissionsmehrheit lehnte dies ab. Der Bundeskanzler
betonte, dass Initiativen und Referenden nicht nur aufgrund erschwerter Bedingungen
nicht zustandekéamen, in den letzten zehn Jahren seien 40 Prozent der Initiativen an
der Unterschriftensammlung gescheitert. Ziel des bestehenden Gesetzes sei, dass die
Referendumskomitees «selber die Verantwortung dafir Ubernehmen, wie viele
Unterschriften sie haben». Ein Einzelantrag Vara (gp, NE) wollte diesbezlglich hingegen
dem Nationalrat folgen: Damit kénne man der Zivilgesellschaft zeigen, dass man ihre
Anliegen anerkenne, zudem sei es die Pflicht der Politikerinnen und Politiker, die
demokratischen Rechte auch unter schwierigen Bedingungen zu gewéhrleisten, betonte
die Minderheitensprecherin. Mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) teilte der Rat
diese Meinung mehrheitlich und folgte diesbezlglich dem Nationalrat.

Besonders umstritten waren im Stéanderat, wie bereits im Nationalrat, die Massnahmen
im Kulturbereich. Hier entschied sich der Standerat mit 26 zu 14 Stimmen flr den
Vorschlag der Kommission, insgesamt nur CHF 80 Mio. anstelle der vom Nationalrat
festgesetzten und von einer Minderheit Graf (gp, BL) vorgeschlagenen CHF 100 Mio. fur
Leistungsvereinbarungen der Kantone bereitzustellen.

Bei den Sportvereinen schlug die Kommission vor, die vom Nationalrat angenommenen
Darlehen ebenfalls zu ermoglichen, jedoch von den Vereinen Sicherheiten im Umfang
von 35 Prozent statt 25 Prozent zu verlangen und keine Mdglichkeit fur Rangricktritte
durch den Bund - also fur eine Einwilligung des Bundes, dass seine Forderungen im
Falle einer Insolvenz letzte Prioritat hatten - vorzusehen. Eine Minderheit Germann
wollte in beiden Punkten dem Nationalrat folgen. Fur die Klubs seien diese Fragen
entscheidend, da eigentlich bereits Sicherheiten von 25 Prozent dUber ihrer
Schmerzgrenze lagen. Wenn der Betrag zudem ohne Rangricktritte gewahrt wirde,
musste er als Fremdkapital angerechnet werden, wodurch sich die Klubs womaéglich
bereits zur Uberschuldung anmelden missten. Stattdessen solle eine Kann-
Formulierung geschaffen werden, so dass der Bund immer noch entscheiden kénne, ob
ein Verein bereits hoffnungslos verloren sei oder nicht. Mit letzterem Kommentar nahm
er eine Kritik des Bundeskanzlers auf, der mit Bezug auf die Position des VBS und des
BASPO erklért hatte, dass ein Verein, der keine Sicherheiten im Umfang von 35 Prozent
aufbringen kénne, auch kein Darlehen erhalten solle. Mit 25 zu 13 Stimmen sprach sich
der Standerat fur die tieferen, vom Nationalrat vorgeschlagenen Sicherheiten von 25
Prozent aus, lehnte hingegen die Rangricktritte mit 19 zu 19 Stimmen bei
Stichentscheid durch Prasident Stéckli ab.

Besonders umstritten waren die Hartefallmassnahmen fiir Unternehmen.
Kommissionssprecher Rechsteiner betonte, dass der Bundesrat dabei sei, mit dem
SECO, der EFV und den Kantonen abzuklaren, wie dieser Héartefallfonds aussehen soll.
Anstatt jedoch die Ergebnisse dieses Prozesses und den entsprechenden
Gesetzesvorschlag in der Wintersession 2020 abzuwarten, habe der Nationalrat die
Rechtsgrundlage geschaffen, «bevor das Projekt reif ist». Nun wisse man daher nicht,
was die vorgeschlagenen Regelungen kosten wurden. Da die Regelung nun aber bereits
auf dem Tisch lag, versuchte der Standerat das Beste daraus zu machen und erganzte
weitere Bestimmungen. So verlangte die Kommissionsmehrheit eine «entsprechende»
finanzielle Beteiligung der Kantone, wahrend eine Minderheit | Bischof (cvp, SO) diese
Beteiligung auf den Wohnsitzkanton beschranken wollte. Eine Minderheit Il Germann
wollte eine dhnliche Bestimmung schaffen, wie sie der Nationalrat am Vortrag aufgrund
des Einzelantrags Paganini (cvp, SG) angenommen hatte. Entsprechend sei der jetzige
Antrag eher eine Ergédnzung der nationalratlichen Bestimmung, quasi ein Absatz 1bis,
betonte Carlo Sommaruga, worauf Germann seine Minderheit auf die Streichung der
Kann-Bestimmung fur die Unterstitzung verkirzte. Zusatzlich wollte die Minderheit I
Germann ausdrucklich auch A-fonds-perdu-Beitrége ermdglichen. Ein Einzelantrag
Ettlin (cvp, OW) wollte schliesslich sicherstellen, dass nur Unternehmen unterstitzt
wurden, die vor Ausbruch der Krise wirtschaftlich gesund waren, und dass es keine
doppelte Unterstitzung flir die Unternehmen durch verschiedene Massnahmen geben
wirde. Der Stédnderat entschied sich hier fur eine ausfuhrlichere Regelung zu den
Hartefallmassnahmen, nahm alle drei Minderheits- und Einzelantrdge an (Antrag
Bischof: 31 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung; Antrag Germann: 23 zu 17 Stimmen; Antrag
Ettlin: 38 zu O Stimmen bei 1 Enthaltung) und |6ste die daflir nétige Ausgabenbremse
ohne Gegenstimmen. Damit war er auch einem Vorschlag von Ratsprasident Stockli (sp,
BE) gefolgt, dem Antrag Ettlin zuzustimmen, damit man diese Frage im
Differenzbereinigungsverfahren noch genauer diskutieren kénne.

Ahnlich umstritten waren die Regelungen zum Erwerbsersatz. Beziiglich der
Méglichkeiten auf EO wollte der Standerat noch einen Schritt weitergehen als der
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Nationalrat, der diese bereits auf massgebliche Einschrankung der Erwerbstatigkeit
ausgedehnt hatte. Der Stdnderat wollte aber zuséatzlich auch die Kann-Formulierung der
entsprechenden Regelung streichen, wéhrend eine Minderheit Hegglin (cvp, ZG) den
engeren bundesratlichen Vorschlag beflirwortete. Es sei bereits mit der jetzigen Losung
fur die Vollzugsstellen schwierig, die Erfullung der Anspruchsvoraussetzung zu prifen,
betonte er. Bundekanzler Thurnherr kritisierte einerseits die unklaren, aber vermutlich
sehr hohen Ausgaben, die flir die EO durch die Ausdehnung auf «Hunderttausende
mehr» entstiinden, und andererseits die unklare Formulierung der Regelung. Ausserst
knapp folgte der Standerat diesbezlglich der Minderheit Hegglin und dem
Bundeskanzler und tbernahm die Formulierung des Bundesrates mit 20 zu 19 Stimmen.
Sehr kritisch zeigte sich der Bundeskanzler auch gegentber der Idee, die EO auch fiur
Selbstandigerwerbende zu 6ffnen, da es «einfach nicht moglich [seil zu Gberprifen, ob
eine selbstandigerwerbende Person einen teilweisen Erwerbsausfall erleidet oder
nicht». Damit 6ffne man Missbrauch «Tur und Tor». Die Kommissionsmehrheit wollte
den entsprechenden, vom Nationalrat erganzten Passus streichen, wahrend eine
Minderheit Graf diesbezlglich dem Nationalrat folgen wollte. Mit 21 zu 18 Stimmen
sprach sich der Rat gegen den Einbezug der Selbstéandigerwerbenden aus.
Stillschweigend lehnte er Uberdies eine Obergrenze des anzurechnenden Betrags von
CHF 90'000, die Moglichkeit fur den Bundesrat, Bestimmungen zu den
anspruchsberechtigten Personen erlassen zu kdnnen, die Pflicht, den Erwerbsausfall
nachzuweisen, und die Festlegung der Auszahlung durch Selbstdeklaration ab.
Stattdessen nahm er einen Verweis auf die Regelung zur Erléschung der Anspriiche und
zur Verfiigung im ATSG vor. Ausserst knapp lehnte die kleine Kammer mit 19 zu 19
Stimmen und Stichentscheid des Prasidenten auch die Verlangerung der Nutzung der
Arbeitgeberreserven durch die Arbeitgeber ab, nachdem ein Einzelantrag Gmdr-
Schénenberger (cvp, LU) diese entgegen dem Antrag der Kommissionsmehrheit
aufrechterhalten wollte. Andrea Gmur-Schonenberger hatte argumentiert, dass
dadurch den Arbeitgebenden geholfen werden kénne, ohne dass jemand belastet
wirde.

In Zusammenhang mit der Regelung zur EO standen gemass dem Kommissionssprecher
die Entschadigungen fiir Lohnzahlungen von Unternehmen an ihre Mitarbeitenden im
Zuge von Covid-19-Massnahmen des Bundes. Der Nationalrat hatte sich fir eine solche
Entschadigung entschieden und eine Minderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) wollte
diesem Beispiel folgen, die SGK-SR-Mehrheit empfahl hingegen deren Ablehnung. Da es
sich bei einer vom Bund verhéangten Quarantdne in der Praxis um ein Arbeitsverbot
handle, musse der Bund die Unternehmen fir die anfallenden Lohnkosten
entschadigen, betonte Marina Carobbio Guscetti. Kommissionssprecher Rechsteiner
entgegnete, dass fur geféhrdete Personen nicht in erster Linie eine Quaranténe,
sondern Massnahmen, welche eine Weiterarbeit der Betroffenen erlaube (wie zum
Beispiel Homeoffice), angeordnet wiirden. Durch die vorgeschlagene Regelung héatten
die Arbeitgebenden jedoch einen Anreiz, die Mitarbeitenden an der Arbeit zu hindern,
anstatt sie dabei zu schitzen. Mit 24 zu 13 Stimmen lehnte der Rat den
Minderheitsantrag ab.

Bei den Massnahmen zur ALV lehnte die Kommission die Ausdehnung der EO auf
Personen auf Abruf, in Arbeitsverhaltnissen auf Dauer, in Lehrverhaltnissen sowie im
Dienste von Temporarfirmen ab, wie sie der Nationalrat zuvor hinzugeftgt hatte. In
einem Einzelantrag machte sich Marina Carobbio Guscetti daflr stark, diese
Ausdehnung beizubehalten, um diese Personen, in «prekéren Arbeitsverhaltnissen» zu
unterstitzen. Bundeskanzler Thurnherr argumentierte einerseits, dass Temporararbeit
sehr missbrauchsanfallig sei, und beflrchtete andererseits, dass diese
Arbeitsverhaltnisse durch eine solche Besserstellung noch geférdert wirden. Mit 26 zu
13 Stimmen folgte der Rat den Ausfihrungen des Bundeskanzlers und dem Antrag der
Kommission. Auch zwei Minderheitsantrage Graf, die Vorschlage aus dem Erstrat
aufnahmen, waren nicht erfolgreich: Mit 25 zu 14 Stimmen lehnte der Stdnderat einen
héheren Lohnersatz bei tiefen Léhnen (entsprechend dem Minderheitsantrag Maillard
(sp, VD) im Nationalrat) ab, mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach er sich gegen
die finanzielle Unterstltzung von familienergédnzenden Institutionen (gemass den
Antragen Feri (sp, AG) und Weichelt-Picard (al, ZG) im Nationalrat) aus.

Die Ubrigen Massnahmen waren deutlich weniger umstritten. Bei den Massnahmen im
Bereich der Gesundheitsversorgung schlug Jakob Stark (svp, TG) in einem Einzelantrag
vor, den Personen, die sich vor einem durch diesen Artikel ausgeldsten
Impfobligatorium und der Zulassung von ausserordentlich zugelassenen Impfungen
flrchteten, entgegenzukommen und ihren Bedenken Rechnung zu tragen, indem man
ausdricklich festhalten sollte, dass im Ausnahmeverfahren zugelassene Impfstoffe nicht
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dem Impfobligatorium geméss Epidemiengesetz (Art. 6, Absatz 2 Buchstabe d)
unterliegen sollen. Damit konnte die Akzeptanz des Gesetzes erhdht werden, betonte
er. Von diesem Vorschlag zeigte sich Kommissionssprecher Rechsteiner gar nicht
Uberzeugt. Die Annahme dieses Antrags ware ein «Eigengoal erster Gite», betonte er.
Das Covid-19-Gesetz habe «null und nichts» mit Impfen zu tun, es gehe lediglich um die
vereinfachte Zulassung von Arzneimitteln, nicht von Impfstoffen. Bundeskanzler
Thurnherr betonte zudem, dass es beim Impfobligatorium gemass Epidemiengesetz
ausschliesslich um Personen mit Betreuungsfunktionen gehe. Zudem sei eine
vereinfachte  Zulassung von Impfstoffen aufgrund der Konzeption des
Heilmittelgesetzes nicht maoglich, wie ihm das BAG versichert habe. Mit 33 zu 6
Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag Stark in der Folge ab.

Stdnderat Minder beantragte Uberdies, die Moglichkeit des Bundesrates zur
Direktvermarktung von wichtigen medizinischen Gutern aus dem Gesetz zu streichen.
Dass wahrend der Corona-Krise zu wenig medizinische Glter wie Desinfektionsmittel
vorhanden gewesen seien, heisse nicht, dass der Staat flr deren Vermarktung zustandig
sein und damit die freie Privatwirtschaft konkurrenzieren solle, kritisierte er. Der
Bundeskanzler betonte jedoch, dass es hier lediglich darum gehe, dass der Bund, wenn
er wie im Fruhling Guter beschaffen misse, diese bei der Riuckkehr zur normalen Lage
auch dann an die Verbraucher im Gesundheitswesen oder die Kantone abgeben kénne,
wenn er dafur Marktpreise gezahlt hatte. Es wirden aber keine medizinischen Guter
direkt an die Endkunden verkauft. Mit 33 zu 6 Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag
Minder ab.

Dann wollte die SGK-SR die Moglichkeit des Bundesrates, medizinische Tatigkeiten
einzuschréanken oder zu verbieten, nur auf Falle beschranken, die nicht dringend sind
und deren Aufschub keine Konsequenzen fur die Gesundheit der Patientinnen und
Patienten mit sich bringen. Diesen Punkt wolle man einfach explizit im Gesetz
ausfuhren, betonte Kommissionssprecher Rechsteiner. Der Bundeskanzler zeigte sich
von der Formulierung nicht begeistert: Entweder gebe es «keine nicht dringlichen
Eingriffe, deren Nichtausfihrung schadliche Konsequenzen beim Patienten nach sich»
z6gen, weil sie sonst ja dringlich wéren, oder alle moglichen Konsequenzen einer
Nichtbehandlung wiirden einen sofortigen Eingriff nétig machen. Mit 31zu 1 Stimme (bei
1 Enthaltung) sprach sich der Standerat dennoch fir die Préazisierung aus. Alle Gbrigen
Anderungen des Nationalrats hiess der Standerat stillschweigend gut.

In der Auslander- und Asylpolitik wurden einige im Nationalrat abgelehnte
Forderungen wieder aufs Tapet gebracht. So schlug die Kommission entsprechend dem
Minderheitsantrag Crottaz (sp, VD) im Nationalrat vor, die Fristerstreckung auf weitere
Bereiche auszudehnen, was der Rat stillschweigend annahm. Ohne Diskussion sprach
sich der Rat auch flur die vom Nationalrat geschaffene Ausnahme fir Familiennachzug
und Konkubinate aus. Eine Minderheit Sommaruga wollte zudem mit einer sehr offenen
Formulierung festhalten, dass der Bundesrat bei Grenzschliessung die Reisefreiheit der
Grenzgéngerinnen und Grenzgénger sowie der Einwohnerinnen und Einwohner des
Grenzgebiets «bestmoglich» gewahrleistet. Damit wolle er der im Frihjahr
aufgetretenen Problematik Rechnung tragen, als viele Personen Probleme bekamen,
zum Beispiel weil sie auf der anderen Seite der Grenze arbeiteten, zur Schule gingen
oder Familienmitglieder besuchen wollten. Dem pflichteten Maya Graf und Charles
Juillard (cvp, JU) als weitere Vertretende von Grenzregionen bei, wédhrend Marco Chiesa
aus gegenteiliger Perspektive des Tessins vertrat: Im Tessin sei man vielmehr hilflos
gewesen, weil die Grenzen nicht hatten geschlossen werden kénnen. Mit 28 zu 10
Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte der Rat dem Antrag Sommaruga zu.

Bei den insolvenzrechtlichen Massnahmen schlug die Kommission vor, dass der
Bundesrat neben dem Nachlassvertrag und der Stundung auch bei der Anzeigepflicht
bei Kapitalverlust und Uberschuldung vom Gesetz abweichende Regeln erlassen kénnen
soll. Der Bundeskanzler sprach sich im Namen des Bundesrates aufgrund des
Glaubigerschutzes gegen diesen Antrag, der mit einer Motion Ettlin (Mo. 20.3418)
Ubereinstimme, aus. Der Glaubigerschutz sei mit der entsprechenden
Sofortmassnahme eingeschrankt worden, nun kénne man diese Massnahme aber nicht
beliebig lange fortsetzen. Auch in der Vernehmlassung seien entsprechende Bedenken
geaussert worden. Mit 31 zu 5 Stimmen nahm der Stdnderat den Vorschlag dennoch an.
Stattdessen strich der Standerat auf Antrag der Kommission stillschweigend die vom
Nationalrat geschaffene Moglichkeit, die Haftung von Transporteuren fur die Zollschuld
bei Konkursen der Empfanger oder Importeure wegen Covid-19 zu streichen.

Zum Abschluss der Debatte behandelte der Rat noch einen Einzelantrag Stark, der das
Covid-19-Gesetz nur bis Ende September 2021, statt wie vom Bundesrat vorgeschlagen
bis Ende Dezember 2021 laufen lassen wollte. Da die Covid-19-Krise im Sommer 2021
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mit grosser Wahrscheinlichkeit vorbei sein werde, solle das Gesetz nicht noch bis Ende
Jahr glltig bleiben, argumentierte Jakob Stark. Durch die verklrzte Gultigkeit sende
man der Schweizer Bevdlkerung ein positives Signal, dass man das Notrecht zeitlich
moglichst begrenzt halten wolle. Mit 30 zu 8 Stimmen folgte der Standerat jedoch der
Kommissionsmehrheit und beliess die Frist bei Ende 2021.

Mit 33 zu 1 Stimme (bei 4 Enthaltungen) sprach sich schliesslich die Uberwiegende
Mehrheit des Standerats fir das Covid-19-Gesetz aus. Die ablehnende Stimme stammte
von Thomas Minder (parteilos, SH) und die Enthaltungen von Mitgliedern SVP und einem
Mitglied der CVP. *

Epidemien

Der Standerat behandelte die erste Revision des Covid-19-Gesetzes bereits einen Tag
nach dem Erstrat. Dabei hatte die kleine Kammer Uber sechs Differenzen, die der
Vorschlag der WAK-SR gegenlber den nationalratlichen Beschllssen aufwies, Uber
sieben Minderheitsantréage sowie Uber drei Einzelantrage zu debattieren. Aufgrund des
gedréngten Zeitplans hatte die Kommission die Revision bereits eine Woche zuvor
beraten, ohne also die Entscheide des Nationalrats gekannt zu haben. Dabei hatte sie
auch Mitberichte der FK-SR, der SGK-SR sowie der WBK-SR zur Kenntnis ggnommen.

In den zentralen Bereichen unterstitzte der Standerat die vom Bundesrat
vorgeschlagenen Anderungen des Covid-19-Gesetzes. Meinungsverschiedenheiten mit
dem Nationalrat gab es grosstenteils bezlglich der von der grossen Kammer neu
eingefligten Anderungen, welche die WAK-SR in der Mehrzahl zur Ablehnung empfahl.
Dies war etwa bei den Massnahmen im Bereich der Gesundheitsversorgung der Fall;
konkret bei der Frage, ob der Bund die Abgeltung der den Leistungserbringenden durch
verbotene und eingeschrankte Behandlungen - etwa zur Sicherung der Kapazitat des
Gesundheitswesens - entstehenden Kosten regeln soll. Die Bestimmung sei sehr vage
formuliert, es gehe hier aber eben noch nicht darum, wer die Kosten tGbernehmen soll,
sondern lediglich um einen Auftrag an den Bundesrat, eine Regelung zu suchen,
verteidigte Maya Graf (gp, BL) die nationalratliche Position sowie ihren entsprechenden
Einzelantrag. Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) verwies jedoch auf die
Zustandigkeit der Kantone bei Gesundheitsfragen und Finanzminister Maurer betonte,
dass der Bundesrat mit den Kantonen flr die bisherigen entsprechenden Kosten eine
Lésung gefunden habe: Diese werden von den Kantonen Ubernommen, wéhrend der
Bund im Gegenzug alleine fur die Kosten der Impfstoffe und Covid-Tests aufkommt.
Ahnliche Lésungen kénnten auch in zukinftigen Fallen gefunden werden, betonte der
Finanzminister. Der Standerat folgte seiner Kommission, strich die vom Nationalrat
eingeflhrte und von Maya Graf vergeblich unterstitzte Regelung und schuf damit eine
erste Differenz zum Erstrat.

Auch bei den Hartefallhilfen war die WAK-SR mit den Vorschlagen der grossen Kammer
nicht einverstanden. So wollte die stédnderatliche Kommission die Fixkosten der
Unternehmen bei der Vergabe der Hartefallhilfen nicht standardmaéssig bertcksichtigen
- hingegen koénnten die Kantone dieses Kriterium freiwillig anwenden, wie Pirmin
Bischof fur die Kommission ein Argument anflhrte, das auch schon im Nationalrat
aufgeworfen worden war. Hier folgte der Standerat stillschweigend seiner Kommission
und schuf eine weitere Differenz zum Erstrat.

Hingegen unterstatzte die Kommissionsmehrheit den nationalratlichen
Anderungsvorschlag, wonach Unternehmen sowohl aus dem Topf fiir Kultur oder Sport
als auch aus demjenigen fiir Hartefélle Unterstitzung erhalten kénnen, wenn sich ihre
Tatigkeitsfelder entsprechend unterscheiden lassen. Allerdings verlangte eine
Minderheit Noser (fdp, ZH), diesbezlglich dem Bundesrat zu folgen, da es unklar sei,
was «klar abgegrenzt» bedeute. Von einer solchen Regelung, die ein «Papiertiger fur
Rekurse» sei, wurden nur grosse Unternehmen profitieren, da nur diese klar
abgegrenzte Bereiche aufwiesen. Davon schien sich der Standerat Uberzeugen zu
lassen, er préaferierte den Minderheitsantrag Noser, strich diese vom Nationalrat
eingefugte Bestimmung und schuf damit eine weitere Differenz.

Einen Kompromissvorschlag machte die WAK-SR bezlglich der Frage, ab welchem
Umsatz Unternehmen zu den Hartefallhilfen zugelassen werden sollen. Der Nationalrat
hatte diese Grenze von CHF 100'000 auf CHF 50'000 gesenkt, die WAK-SR wollte
hingegen eine generelle Zulassung ab CHF 100'000, aber Ausnahmen «in begrindeten
Féllen» ermdoglichen. Eine Minderheit Ettlin (cvp, OW) unterstltzte die nationalrétliche
Position, da auch Kleinbetriebe «richtige Unternehmen» seien und man hier mit wenig
Geld viel erreichen kénne. Schliesslich setzte sich diese Minderheit und entsprechend
der nationalratliche Vorschlag durch, womit dieser Aspekt zugunsten der kleineren
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Unternehmen bereinigt werden konnte.

Jakob  Stark  (svp, TG) reichte zudem einen Einzelantrag fur ein
Dividendenauszahlungsverbot im Covid-19-Gesetz ein, wie es zuvor schon im
Nationalrat verlangt, jedoch abgelehnt worden war. Deutlich stimmte der Standerat
dem Antrag zu und nahm das Verbot ins Gesetz auf, nachdem Stark betont hatte, dass
eine ausschliessliche Regelung in der Verordnung, wie es bisher der Fall gewesen war,
in Beschwerdeverfahren zu Rechtsproblemen flihren kénne. Damit wurde eine
zusétzliche Differenz zur grossen Kammer geschaffen.

Im Sportbereich zeigte sich die Kommissionsmehrheit zwar mit der Umwandlung eines
Teils der Darlehen in A-Fonds-perdu-Beitrage, wie sie der Bundesrat vorgeschlagen
hatte, nicht aber mit den Anderungen des Nationalrats einverstanden. Die Kommission
wollte nicht nur die direkt am Spielbetrieb beteiligten Angestellten, sondern alle
Angestellten der  Sportklubs  Einkommensbeschrankungen  unterstellen.  Ein
Minderheitsantrag Germann (svp, SH) sah jedoch vor, dass die Vereine nicht die
einzelnen Léhne, sondern die durchschnittlichen Léhne, die Uber einem Grenzbetrag
liegen, reduzieren mussen. Dadurch seien die Klubs beztglich ihrer Lohnplanung und
ihren Vertragen flexibler, argumentierte Hannes Germann. Diese Meinung teilte auch
der Finanzminister, woraufhin der Sténderat den Minderheitsantrag deutlich annahm.
Umstritten war Uberdies die Frage, ob bei den zukilnftigen Mindestausgaben fur
Nachwuchs- und Frauenférderung die Saison 2018/2019 oder die letzten drei Saisons
als Vergleichsgrosse herangezogen werden sollen. Da die Frauenférderung bei einer
Konzentration auf die vorletzte Saison deutlich besser fahren wirde als bei einem
Vergleich mit mehreren Saisons, entschied sich der Stéanderat fur erstere Variante und
folgte damit dem Bundesrat.

In der Folge forderten mehrere Antrage von Mitgliedern der SP oder der Grlinen eine
Besserstellung von Personen mit niedrigen Einkommen oder von élteren
Arbeitnehmenden.

Mit einem Einzelantrag beabsichtigte Eva Herzog (sp, BS), Personen mit
Nettoeinkommen unter CHF 4'000 pro Monat bereits ab einer Umsatzeinbusse von 25
Prozent - statt erst bei 55 Prozent - Erwerbsersatz auszubezahlen. Dies stelle quasi
einen Kompromiss zum Antrag im Nationalrat dar, wo die Bedingung einer
Umsatzeinbusse gemass einem Minderheitsantrag ganzlich hatte abgeschafft werden
sollen. Auch dieser Antrag war jedoch erfolglos. Bei der Arbeitslosenversicherung
stimmte der Standerat der Ausweitung der Kurzarbeit auf Personen in temporéren und
befristeten Stellen zu, lehnte aber entgegen einer Minderheit Thorens Goumaz (gp, VD)
die vom Nationalrat geschaffene Rickwirkung auf Anfang September 2020 ab. Diese
rickwirkende Berechnung hatte geméass dem Finanzminister 5'000 zusatzliche
Arbeitstage fur die Verwaltung mit sich gebracht und dadurch zu Verzégerungen von 3
Monaten geflihrt. Auch eine befristete Verlangerung der Rahmenfrist far den
Leistungsbezug von alteren Arbeitslosen fand trotz der mahnenden Worte von
Minderheitensprecher Rechsteiner (sp, SG), wonach ausgesteuerten Personen «der
Absturz in die Sozialhilfe» drohe, keine Mehrheit. Stattdessen wollte der Standerat die
Situation der alteren Arbeitslosen dadurch verbessern, dass alteren Personen, die
zwischen Januar und Juli 2021 ausgesteuert werden, ebenfalls bereits Zugang zu
Uberbriickungsleistungen gewahrt wird -, wie die Minderheit Wermuth im Nationalrat
zuvor noch erfolglos gefordert hatte.

Stillschweigend verabschiedete die kleine Kammer schliesslich die Anderung am
Ordnungsbussengesetz, wonach zwar Ordnungsbussen flr das Verweigern des Tragens
von Masken in klar abgrenzbaren Bereichen wie dem &ffentlichen Verkehr, nicht aber in
schlechter abgrenzbaren Bereichen wie belebten Fussgangerzonen erteilt werden
konnen. «Fur die Strafbarkeit muss klar sein, was strafbar ist und was nicht», hatte
Kommissionssprecher Pirmin Bischof diese bereits vom Nationalrat eingenommene
Position verteidigt.

Einstimmig verabschiedete der Standerat in der Folge den Revisionsentwurf zum
Covid-19-Gesetz zuhanden des Nationalrats. *

Nach den ersten Behandlungen der Revision des Covid-19-Gesetzes im National- und
Standerat mussten acht Differenzen ausgeraumt werden. Die ersten drei bereinigte der
Nationalrat in der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens. So verzichtete
die grosse Kammer auf ihre anfangliche Forderung, dass der Bundesrat flr die Kosten,
die den Leistungserbringenden (beispielsweise den Spitélern) durch Einschrankungen
der Behandlungsmoglichkeiten zukinftig entstehen, eine Lésung suchen soll. Die
Gesundheitsversorgung liege in der Verantwortung der Kantone, bekréaftigte

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



Kommissionssprecherin Esther Friedli (svp, SG) das Argument des Standerates. Auch bei
der Frage, welche Saison oder Saisons bei der Festlegung der Mindestausgaben fur den
Nachwuchs- oder den Frauenbereich im Sport massgeblich sein sollen, folgte der
Nationalrat seinem Schwesterrat. Es habe sich gezeigt, dass gerade flr die
Frauenforderung ein Vergleich mit der letzten Saison am vorteilhaftesten sei, wurde
argumentiert. Schliesslich pflichtete die grosse Kammer dem Sténderat auch bei den
Uberbriickungsleistungen bei: Zwar hatte die WAK-NR dem Nationalrat die Streichung
des Anspruchs von éalteren Personen, die zwischen dem 1. Januar 2021 und dem
Inkrafttreten der UL ausgesteuert werden, empfohlen. Der Antrag hange gemaéss
Kommissionssprecher Regazzi (cvp, TI) nicht direkt mit der Corona-Pandemie
zusammen, da die Betroffenen bereits vor zwei Jahren entlassen worden seien. Zudem
wirde diese Regelung CHF 80 Mio. in funf Jahren kosten, ergéanzte Finanzminister
Maurer. Samuel Bendahan (sp, VD) verwies jedoch fur die Minderheit Wermuth (sp, AG)
auf die Folgekosten beispielsweise fur die Sozialhilfe, wenn hier keine Regelung
gefunden wirde, und betonte noch einmal die Wichtigkeit der Massnahme fir die
Betroffenen - diese hatten keine anderen Méglichkeiten als die UL. Mit 106 zu 88
Stimmen folgte der Nationalrat der Minderheit Wermuth und damit dem Standerat.

Bevor sich der Standerat der Bereinigung der funf verbliebenen Differenzen annehmen
konnte, wurde die Gesetzgebung von der immer grésser werdenden zweiten Welle der
Corona-Pandemie eingeholt: Der Bundesrat hatte in der Zwischenzeit entschieden, die
Massnahmen zur Bekampfung der Pandemie zu verstarken; betroffen waren
insbesondere das Gastgewerbe und die Kulturbranche, die erneut schweizweit ihren
Betrieb einstellen mussten. Dies machte eine Verstarkung der Hilfsmassnahmen fur die
Wirtschaft notwendig, die der Bundesrat kurzfristig ins Covid-19-Gesetz aufnehmen
wollte. «Wenn zusatzliche Einschrankungen kommen, braucht es dazu ein
Begleitprogramm, um die finanziellen Ausfélle entsprechend abzufedern»,
argumentierte Bundesrat Maurer. Entsprechend schlug der Bundesrat Anderungen an
bereits beratenen Gesetzesartikeln vor und stellte dazu einen Riickkommensantrag.
Die Kommissionen der beiden Ré&te hiessen den Antrag mit Verweis auf die
aussergewohnliche Situation, welche entsprechend auch eine aussergewdhnliche
Gesetzgebung notwendig mache, gut und nahmen die bundesratlichen Antrége in die
Differenzbereinigung auf. Entsprechend verwies Standeratspréasident Kuprecht (svp, S7)
darauf, dass der Rat eine «etwas schwierige Differenzbereinigung» vor sich habe, und
Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) verteidigte die «etwas speziell beanspruchte
Gesetzgebung», «eine Gesetzgebung, wie wir sie sonst namentlich in diesem Rat nicht
machen wurden».

Zentral war bei dieser aussergewdhnlichen Gesetzgebung der Antrag des Bundesrates,
die Mittel fur die Hartefallmassnahmen aufzustocken: Neben den ersten zwei, bereits
gesprochenen Tranchen tber CHF 400 Mio. und CHF 600 Mio. sollte eine dritte
Tranche Uber CHF 750 Mio. bereitgestellt werden. An den Massnahmen dieser dritten
Tranche sollten sich die Kantone zu 33 Prozent beteiligen (erste Tranche: 50%, zweite
Tranche: 20%). Fur besonders betroffene Kantone sowie als Reserve schlug der
Bundesrat zudem eine vierte Tranche ebenfalls Uber CHF 750 Mio. fur Hartefallhilfen
vor, an denen sich die Kantone nicht beteiligen mussten. Mit diesen zuséatzlichen
insgesamt CHF 1.5 Mrd. solle die Zeit bis zur Friihjahressession 2021 abgedeckt werden,
betonte Pirmin Bischof. Unbestritten war in der WAK-SR die Erhéhung der
Hértefallhilfen ~um CHF 1.5 Mrd. gewesen, jedoch beantragte eine
Kommissionsmehrheit, diese nicht nur flr besonders betroffene Kantone, sondern
auch flur besonders betroffene Branchen zu 6ffnen. Mit 27 zu 17 Stimmen lehnte der
Standerat diese Ausdehnung jedoch ab.

Auch die Anforderungen fur die Hartefallhilfe wollte der Bundesrat kurzfristig anpassen.
Standerat und Nationalrat hatten in den Beratungen zuvor die fur den Zugang zu
Hartefallhilfen nétigen Umsatzeinbussen von mindestens 40 Prozent bestatigt. Nun bat
der Bundesrat jedoch um die Mdglichkeit, fir die vom aktuellen Tatigkeitsverbot oder
einer Tatigkeitseinschrankung betroffenen Unternehmen tiefere Hirden festlegen zu
kénnen. Stillschweigend nahm der Standerat auch diese Anderung an.

Auch fur die Kulturschaffenden forderte der Bundesrat Unterstitzung, konkret nahm
er weitgehend den Einzelantrag Aebischer (sp, BE) aus der ersten Behandlungsrunde
des Nationalrats wieder auf. Waren die Kulturschaffenden im Rahmen der Covid-19-
Verordnung noch unterstitzt worden, hatte sich das Covid-19-Gesetz bisher auf
Beitrage an die Kulturunternehmen beschrankt. Da aber der Kulturbereich durch den
zweiten Lockdown erneut mit einem Tatigkeitsverbot belegt worden war, sollten nun
auch die selbstandig erwerbenden Kulturschaffenden Ausfallentschadigungen
beantragen kénnen. Den Betrag fur die Leistungsvereinbarungen mit den Kantonen
wollte der Bundesrat jedoch bei CHF 100 Mio. belassen, wie Finanzminister Maurer
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erklarte. Stillschweigend hiess der Stéanderat auch diesen neusten bundesratlichen
Antrag gut.

Weiter verkompliziert wurde die aussergewohnliche Gesetzgebung nun dadurch, dass
nicht nur der Bundesrat, sondern auch die WAK-NR ob der sich verénderten Situation
neue Antrage stellte, die ebenfalls einen Rickkommensantrag bedingten. Zwar nahm
die WAK-SR den Rlckkommensantrag ihrer Schwesterkommission an, entschied
jedoch, die Erstbehandlung der Antrage dem Nationalrat zu Uberlassen.

In der Folge machte sich die kleine Kammer an die Bereinigung der verbliebenen
«ordentlichen» Differenzen. Einig wurde man sich mit dem Nationalrat beim
Dividendenverbot bei Hartefallhilfen. Hier hatte der Nationalrat dieselbe Regelung
vorgeschlagen, welche bereits ins Covid-19-Solidarblrgschaftsgesetz aufgenommen
worden war. Demnach durfen Unternehmen, um Hartefallunterstitzung zu erhalten, im
entsprechenden Geschéftsjahr keine Dividenden und Tantiemen ausschitten oder
beschliessen sowie keine Kapitaleinlagen zurtckerstatten oder deren Ruckerstattung
beschliessen. Stillschweigend stimmte der Standerat dieser Regelung zu.

Einig wurde man sich in derselben Behandlungsrunde auch bezlglich der Frage, ob
Unternehmen Sport- und Kulturhilfen sowie Hartefallhilfen beantragen kénnen sollten.
Obwohl sich der Standerat in seiner ersten Behandlung der Covid-19-Gesetzesrevision
gegen einen solchen doppelten Anspruch auf Hilfe ausgesprochen hatte, pflichtete er
ihm nun stillschweigend bei.

Fur die dritte Beratung der Revision des Covid-19-Gesetzes brachte die WAK-NR im
Nationalrat, wie im Standerat bereits angekiindigt worden war, durch einen
Rickkommensantrag neue Differenzen auf den Tisch.

Die erste davon betraf die Erwerbsersatzordnung: Die Kommissionsmehrheit schlug
nachtraglich vor, Entschadigungen des Erwerbsausfalls nicht ab einer Umsatzeinbusse
von 55 Prozent, sondern bereits ab 40 Prozent zu ermdglichen und sich damit an den
Bedingungen fur die Hartefallmassnahmen zu orientieren. Damit nahm die Kommission
ein Anliegen aus den ersten Behandlungsrunden wieder auf, schwachte dieses jedoch
ab. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) lehnte diesen Antrag ab, zumal eine solche
Regelung gemaéass Bundesrat Maurer insgesamt CHF 1.5 Mrd. bis CHF 2 Mrd. kosten
wirde. Stattdessen schlug Aeschi vor, dem zweiten neuen Antrag der WAK-NR zu
folgen, namlich der Erhéhung der KAE auf 100 Prozent fur Personen mit niedrigen
Einkommen. Fur die Definition von «niedrigen Einkommen>» wollte sich die Kommission
am Mindestlohn gemass GAV in der Gastronomie orientieren, der bei CHF 3'470 pro
Monat lag. Niemand solle demnach mit KAE weniger als diesen Lohn verdienen. KAE fur
Léhne zwischen CHF 3'470 und CHF 4'340 sollten Uberdies anteilsmassig angehoben
werden, um Schwelleneffekte zu vermeiden. Mit dieser Regelung wirde «Personen mit
einem tiefen Monatslohn gezielt unter die Arme» gegriffen, wéhrend die Reduktion der
notigen Umsatzeinbusse beim Erwerbsausfall eine «Giesskannenlésung» darstelle,
argumentierte Aeschi. Die Erhdhung der KAE bei niedrigen Einkommen wurde in der
Folge ohne Minderheitsantrag stillschweigend angenommen, gleichzeitig unterstuitzte
der Nationalrat mit 101 zu 83 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) aber auch die Senkung der
Schwelle fur Erwerbsausfallentschadigungen auf 40 Prozent.

Neben diesen beiden neuen Antragen der Kommissionsmehrheit reichte auch
Jaqueline Badran (sp, ZH) einen neuen Vorschlag zu einem bereits abgeschlossenen
Artikel ein, nédmlich zu den A-Fonds-perdu-Beitragen bei den Hartefallhilfen. Dabei
wollte sie den Kantonen die Mdglichkeit geben, diese Beitrége auf 20 Prozent zu
erhdéhen (bisher 10 Prozent) oder alternativ 50 Prozent der ungedeckten Fixkosten eines
Unternehmens zu Ubernehmen. Dies gebe den Kantonen den Spielraum, den sie
bendtigten, argumentierte Badran. Finanzminister Maurer wehrte sich dagegen, hier
weitergehende Kriterien zu schaffen, zumal sich der Bundesrat fir seine vierte Tranche
an Hartefallhilfen mehr Freiheiten bei der Vergabe erhoffte. Der Nationalrat lehnte den
Antrag Badran ab.

Die Anspruchsvoraussetzungen dieser vierten Tranche flr Unternehmen, welche von
den neusten Einschrankungen seit dem 1. November 2020 betroffen waren, wollte der
Bundesrat zusammen mit den Kantonen aushandeln und in einer Verordnung regein.
«Wir werden in den néachsten Wochen Flexibilitdt brauchen, um auf all die
Besonderheiten, die in den Kantonen existieren, Ricksicht nehmen zu kénnen»,
argumentierte der Bundesrat. Eine Minderheit Aeschi lehnte eine solche Lockerung ab,
um eine Ungleichbehandlung der Betroffenen aufgrund unterschiedlicher Regelungen
zu unterschiedlichen Zeitpunkten zu verhindern, blieb damit aber erfolglos.

Eine Minderheit Ryser (gp, SG) wollte Uberdies die zweite der beiden neuen Tranchen
von CHF 750 Mio. auf CHF 2 Mrd. aufstocken. Die Minderheit bezweifelte, dass die
vorgesehenen Reserven bis zur Fruhjahrssession 2021 reichen wirden, falls es zu einem
erneuten Lockdown kommen wirde. Diese Erhéhung der vierten Tranche fand jedoch
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nur bei SP, Grinen und GLP Anklang, folglich blieb der Nationalrat, wie von einer
Minderheit Aeschi gefordert, bei der Version des Bundesrates.

Auch bezlglich des dritten Antrags des Bundesrates, im Kulturbereich nicht mehr nur
die Kulturunternehmen, sondern wie bereits in der entsprechenden Verordnung auch
die Kulturschaffenden zu unterstiitzen, folgte der Nationalrat dem Bundesrat. Er
lehnte damit zwei Minderheitsantrége ab: Eine Minderheit Fivaz (gp, NE) verlangte eine
Verdoppelung des bereitgestellten Betrags auf CHF 200 Mio., da die Situation der
Kulturschaffenden heute deutlich schlechter sei als beim ersten Lockdown und somit
vermutlich mehr Gelder beantragt wirden. Eine Minderheit Aeschi lehnte hingegen die
Ausweitung der Hilfe auf Kulturschaffende ab, da der zweite Zwischenbericht der EFK
zu den Ausschittungen wahrend des ersten Lockdowns gezeigt habe, dass «viele
Kulturschaffende mehr Geld erhalten haben, als der effektive Schaden war». Mit der
Zustimmung des Nationalrats konnte das Parlament somit die neuen bundesratlichen
Regelungen bereits verabschieden.

Auch einen der urspriinglichen Antrage bereinigte der Nationalrat in dieser Runde,
namlich die Frage, ob der neu geschaffene Anspruch von Mitarbeitenden mit
Temporar- oder befristeten Vertragen auf KAE rickwirkend auf den 1. September 2020
in Kraft gesetzt werden soll. Diese Frage hatte der Nationalrat bereits zweimal bejaht,
wenn zuletzt auch sehr knapp mit 97 zu 97 Stimmen und Stichentscheid des
Prasidenten. Die Kommissionsmehrheit beantragte jedoch, dem Standerat und dem
Bundesrat zu folgen und auf die Ruckwirkung zu verzichten. Mit Verweis auf ein
foderalistisches Problem - eine Regelung ab dem 1. Januar 2021 wirde zwar die
Verluste der Betroffenen durch die bundesréatlichen Massnahmen abdecken, nicht aber
diejenigen der Unternehmen in den franzésischsprachigen Kantonen, die bereits seit
Mitte Oktober 2020 entsprechende Verschéarfungen erlassen hatten - beantragte eine
Minderheit Fivaz Festhalten. Finanzminister Maurer verwies einmal mehr auf den
grossen Aufwand und die Verzdégerungen, die durch die neue Erstellung und Prifung
der entsprechenden Antrége entstehen wuirden. Dieses Mal liess sich der Nationalrat
vom bundesratlichen Argument Uberzeugen, entschied sich gegen eine Ruckwirkung
und bereinigte diese Differenz im Sinne des Stéanderats.

In der letzten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens |6ste der Sténderat einige
verbliebene Differenzen auf, jedoch nicht alle. Eine Einigung fand sich zur
Berucksichtigung der Fixkosten bei der Bestimmung der Hartefalle. Diesbezuglich hatte
der Nationalrat dreimal entschieden, nicht gedeckte Fixkosten als Kriterium fur
Hértefalle anzuerkennen, woraufhin die WAK-SR einstimmig beantragte, der
Formulierung des Nationalrats zuzustimmen. Diese lasse es zu, dass Kantone nicht in
allen Gesuchen die Fixkosten Uberprifen missten, sondern nur dort, wo es Sinn mache.
Auch Finanzminister Maurer zeigte sich mit der Formulierung einverstanden, solange
diese «so zu verstehen [seil, dass die Situation mittels einer summarischen Prifung und
einer pauschalen Beurteilung angeschaut wird». Stillschweigend folgte der Stéanderat
dem Antrag der Kommission und bereinigte diese Differenz.

Bei der EO nahm der Standerat stillschweigend die neue Anderung der WAK-NR an,
wonach statt einer 55-prozentigen Umsatzeinbusse eine Einbusse von 40 Prozent nétig
ist, um EO beantragen zu koénnen. Damit wurde ein «mit der Hartefallregelung
einheitlicher Satz eingefihrt», wie Kommissionssprecher Bischof betonte. Die Kosten
von CHF 1.5 Mrd. bis CHF 2 Mrd. sei man bereit zu sprechen, zumal die Ausweitung der
EO auf Selbstéandige bisher statt den vermuteten CHF 5.3 Mrd. «nur» CHF 2 Mrd.
gekostet habe. Gemass einem Schreiben, welches die Kommission vor der Debatte im
Rat erhalten habe, beflrchteten die SKOS und die Sozialdirektorenkonferenz tberdies,
dass es ansonsten insbesondere bei den Selbstandigerwerbenden zu einem starken
Anstieg der Sozialhilfefalle kommen werde.

Auch der vom Nationalrat neu geschaffenen Erhdhung der KAE auf 100 Prozent fur
Personen mit Lohnen bis CHF 3'470 und einer anteilsmassigen Aufstockung der
ausbezahlten Léhne bis CHF 4'340 stimmte der Stéanderat stillschweigen zu - Gbernahm
jedoch eine etwas einfachere Formulierung der Bundesverwaltung. Er legte die
Geltungsdauer fur diese Regelung rickwirkend auf den 1. Dezember 2020 fest, sie sollte
bis zum 31. Marz 2021 in Kraft bleiben. Vergeblich wies Ruedi Noser (fdp, ZH) darauf hin,
dass damit eben auch Personen stéarker unterstutzt wirden, die in einem Haushalt mit
einer Person mit einem zweiten, moglicherweise viel héheren Einkommen lebten, dass
Nichtarbeiten damit erstmals «gleich interessant [seil wie das Arbeiten» und dass die
Betroffenen auch die Moglichkeit hatten, einer Zusatzbeschaftigung nachzugehen. Er
zeigte sich aber durch die zeitliche Begrenzung der Regelung beruhigt.

Damit verblieb noch eine Differenz, zu der eine Einigungskonferenz abgehalten werden
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musste. Offen geblieben war die Frage zur Einkommensbeschrankung fir die
Sportvereine. Anfanglich hatte sich hier die Frage gestellt, ob die Léhne aller oder nur
der am sportlichen Betrieb beteiligten Mitarbeitenden berlcksichtigt werden sollen
und ob alle Léhne Uber einer gewissen Grenze einzeln gekirzt werden mussten oder
nur der Durchschnittslohn. Bei diesen zwei Fragen konnten sich die beiden
Ratskammern auf eine Reduktion der Durchschnittsldhne aller Mitarbeitenden Gber
einer bestimmten Grenze einigen, wobei der Nationalrat als Referenz die Einkommen
der Saison 2018/2019 berUcksichtigen wollte, der Standerat diejenigen vom Stichtag 13.
Marz 2020, also dem Tag des Lockdowns. Hier hatte sich der Standerat zuvor erneut fir
Festhalten entschieden, geméss Hannes Germann (svp, SH) aufgrund von
Partikularinteressen einzelner Vereine. Eine ganze Saison inklusive Playoffs im
Eishockey oder Cup-Erfolgen oder internationalen Einsdtzen im Fussball bilde die
Situation besser ab als die Léhne an einem einzigen Stichtag. Die Einigungskonferenz
|6ste die Meinungsverschiedenheit, indem sie beide Versionen aufnahm: Als Referenz
sollte die Saison 2018/2019 gelten, auf Antrag kénnte aber auch der Stichtag 13. Mérz
2020 herangezogen werden. Bei den KAE fur tiefere Einkommen sowie bei deren
Geltungsdauer folgte die Einigungskonferenz dem Vorschlag des Standerats. Die
Antrage der Einigungskonferenz waren schliesslich weder im Nationalrat noch im
Standerat umstritten: Wéahrend die grosse Kammer den Antrag der Einigungskonferenz,
die Dringlichkeitsklausel sowie die Revision in der Schlussabstimmung mit einzelnen
ablehnenden Stimmen von Mitgliedern der SVP-Fraktion deutlich annahm, stimmte
ihnen der Stéanderat jeweils geschlossen zu.

Wahrend der ganzen Beratung der Revision des Covid-19-Gesetzes betonten zahlreiche
Sprechende die aussergewohnliche Situation, in der sich das Parlament befand: Neben
dem dicht gedrangten Programm, das die jeweiligen Beratungen der Revision auf einen
Tag beschrankte, und Kommissionssitzungen, die bereits um sechs Uhr morgens vor
den Ratssitzungen stattfanden, wurden vor allem die direkten Auswirkungen der sich
laufend é&ndernden Corona-Massnahmen auf die Beratung der Revision als
aussergewdhnlich hervorgehoben. °

90 Tage nach Beginn der zweiten Revision beriet der Stéanderat in der Sommersession
2021 die dritte Revision des Covid-19-Gesetzes, die jedoch im Vergleich zu den beiden
ersten Revisionen einen deutlich geringeren Umfang aufwies. Hannes Germann (svp, SH)
stellte die Vorlage im Namen der WBK-SR, welche die Vorberatung fir die WAK-SR
aufgrund der Sportthematik der Revision Ubernommen hatte, vor: Hauptsachlich sollen
die Erwerbsausfallentschéadigung bis Ende 2021 verléangert und die finanzielle
Obergrenze von A-Fonds-perdu-Beitrégen an Sportclubs aufgehoben werden.
Ansonsten stinden die betroffenen Personen und Klubs ab Ende Juni 2021 ohne
finanzielle Hilfe da - und dies obwohl eine «Ruckkehr zur vollstdndigen Normalitat» bis
dahin nicht garantiert werden kénne. Die finanziellen Folgen dieser Anderung seien
bescheiden, zumal bisher lediglich ein Drittel der gesprochenen Kredite fur
Erwerbsausfallentschadigungen (CHF 3.1 Mrd.) verwendet worden sei und auch die
Ausgaben im Sportbereich noch deutlich unter der bisherigen Schwelle von CHF 115
Mio. lagen. Entsprechend unbestritten seien die Antrage in der Kommission gewesen.
Daruber hinaus habe die Kommission aber noch zusatzliche Antréage aufgenommen, die
in der Kommissionssitzung mehr zu reden gegeben héatten als die bundesratlichen
Vorschlage. Diese Mehrheitsantrage der Kommission stiessen beim Bundesrat nicht auf
Anklang, er beantragte sie allesamt zur Ablehnung.

Wie vom Kommissionssprecher in Aussicht gestellt, nahm der Stinderat die beiden
Hauptaspekte der Vorlage, die Verlangerung der Erwerbsausfallentschadigung und die
Streichung der Obergrenze fur A-Fonds-perdu-Beitréage an Sportclubs, stillschweigend
an und |6ste die notigen Ausgabenbremsen.

Daruber hinaus hatte nun die Kommission beantragt, samtliche
Kapazitatsbeschrankungen fiir 6ffentlich zugangliche Einrichtungen und Betriebe,
Veranstaltungen und private Zusammenkinfte zu streichen, sobald alle impfwilligen
Erwachsenen geimpft sind. Einzig «angemessene Schutzkonzepte» sollen auch dann
noch moglich bleiben. Paul Rechsteiner (sp, SG) entgegnete diesem Antrag als Sprecher
der Kommissionsminderheit, dass der Stdnderat auch weiterhin davon absehen solle,
die vom Bundesrat beschlossenen gesundheitlichen Massnahmen zu dndern und somit
in dessen Entscheidungsgewalt gemass EpG einzugreifen. Bei einer allfalligen
Verschlechterung der Situation, etwa durch eine Virusmutation, kénne der Bundesrat
sonst nur mit noch hérteren Massnahmen wie einem Lockdown reagieren. Der
Finanzminister pflichtete diesen Argumenten bei und verwies zudem auf die
zahlreichen unklaren Formulierungen in der Bestimmung (etwa «ausreichend geimpft»
oder «angemessene Schutzkonzepte»). Diese wiirden dem BAG weiterhin viel Spielraum
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fir Entscheidungen lassen. Deutlich nahm der Standerat jedoch die Bestimmung an.
Auch eine Ausnahmeregelung bezlglich des Covid-19-Zertifikats (GGG-Zertifikat)
strebte die Kommissionsmehrheit an. Bisher seien die individualrechtlichen Folgen fur
Personen mit Covid-19-Zertifikat unklar, folglich wolle die Kommissionsmehrheit in
einem neuen Artikel klarstellen, dass Personen mit Impf-, Test- oder
Genesungsnachweis von Zugangsbeschrankungen fiir o6ffentlich zugangliche
Einrichtungen und Betriebe sowie Veranstaltungen ausgenommen sind, erlauterte der
Kommissionssprecher. Da diese Personen aus epidemiologischer Sicht keine Gefahr fur
die Gesellschaft mehr darstellten, durften ihre Grundrechte nicht mehr eingeschrankt
werden. Eine Kommissionsminderheit lehnte diese Regelung unter anderem aus Furcht
vor einer Zweiklassengesellschaft ab. Ebenfalls gegen den Willen des Bundesrats nahm
der Stéanderat diese Erganzung des Covid-19-Gesetzes deutlich an.

Einmal mehr  diskutierte  der  Standerat  auch Uber  100-prozentige
Kurzarbeitsentschadigungen fiir Geringverdienende. Diese Ausnahmeregelung war in
der letzten Revision des Covid-19-Gesetzes bis zum 30. Juni 2021 verléngert worden,
eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) beantragte nun eine weitere Verldngerung
bis Ende 2021. Man musse nun wieder «einen Anreiz bieten, dass man in die
Erwerbstatigkeit zurlckkehrt», verteidigte Kommissionssprecher Germann die
ablehnende Position der Kommissionsmehrheit. Mit der aktuellen Regelung bevorzuge
man zudem Personen in Kurzarbeit gegenuber Arbeitslosen. Die
Kommissionsminderheit hingegen argumentiere, dass die Covid-Situation insbesondere
fir Personen mit tieferen Einkommen auch weiterhin schwierig sei, so Germann.
Ausserst knapp mit 22 zu 22 Stimmen und Stichentscheid von Ratsprasident Kuprecht
(svp, SZ) lehnte der Standerat die weitere Verlédngerung ab.

Schliesslich  folgte der Stéanderat auch dem Antrag seiner Kommission, die
Ausnahmeregelung, wonach Generalversammlungen von Aktiengesellschaften auch
schriftlich oder elektronisch vorgenommen werden diirfen, bis zum Inkrafttreten der
Revision des Aktienrechts oder maximal bis Ende 2023 zu verlangern.

Einstimmig mit 45 zu O Stimmen nahm der Standerat in der Folge die dritte Revision
des Covid-19-Gesetzes in der Gesamtabstimmung an. ¢

Im Differenzbereinigungsverfahren zur dritten Revision des Covid-19-Gesetzes
bestanden noch vier offene Punkte: Die Verlangerungen der Geltungsdauer der
Ausnahmebestimmungen beim Aktienrecht, bei den Massnahmen im Kulturbereich und
bei den KAE fur tiefe Einkommen sowie die ergénzende Regelung bei den Sportklubs,
wonach diese auch 50 Prozent der Ausfédlle aus den Ticketverkaufen vergltet
bekommen sollten, wenn sie ihre Lohnsumme Uber die nachsten funf Jahre erhdhen.
Letztere Regelung, welche der Nationalrat auf Antrag der WBK-NR ergénzt hatte, stiess
bei der Mehrheit der WBK-SR auf Unverstandnis. Man bedauere «die Anderung der
Spielregeln wéhrend des laufenden Spiels», betonte Hannes Germann (svp, SH) fur die
Kommission. Zumal in der nationalratlichen Kommission und mit ihr im Nationalrat kein
Widerstand gegen die Regelung auszumachen gewesen sei und zumindest keine
Verordnungsanderung noétig wurde, akzeptierte die standeratliche Kommission die
Regelung, «wenn auch ohne Begeisterung und mit einigen Bedenken». Stillschweigend
bereinigte der Standerat daraufhin diese Differenz.

Keinen Widerspruch von Seiten der WBK-SR gab es bezlglich der nationalratlichen
Anderung beim Aktienrecht: Stillschweigend sprach sich der Standerat nach seinem
Schwesterrat ~ fur  die  Verlangerung  der  Ausnahmeregelung  zu den
Generalversammlungen bis Ende 2021 aus.

Auch die Verlangerung der Erh6hung der KAE bei tiefen Einkommen auf 100 Prozent
bis Ende 2021 hiess der Standerat im zweiten Anlauf ohne Abstimmung gut.

Keine Zustimmung gab der Stédnderat hingegen in der ersten Runde des
Differenzbereinigungsverfahrens zur Verlangerung der Kulturhilfen bis Ende April
2022, wie sie der Nationalrat geschaffen hatte. Eine solche Verlangerung wirde eine
Ausnahme im Covid-19-Gesetz darstellen, dessen Massnahmen grésstenteils bis Ende
2021 begrenzt seien, und dem «Sinn und Geist einer Notfallgesetzgebung»
widersprechen, argumentierte Germann fur die Kommission. Zudem wirde man
dadurch ein Préjudiz fur andere Branchen schaffen. Beide Argumente hob auch
Finanzminister Maurer hervor, der Uberdies darauf hinwies, dass der Bundesrat die
Sondergesetzgebung wenn moglich auf Ende 2021 aufheben méchte. In der Folge
zeigten sich beide Rate unnachgiebig, der Nationalrat hielt etwa trotz den jeweiligen
Minderheitsantrégen Gutjahr (svp, TG) mehrmals an der Verldngerung fest. In der
grossen Kammer gewann jeweils das Argument, dass kulturelle Veranstaltungen auch in
absehbarer Zukunft noch «unter erschwerten Bedingungen» durchgefuhrt werden
mussten und die Verlangerungsdauer entsprechend mit der Geltungsdauer der Covid-
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19-Verordnung fur Publikumsanléasse Gbereinstimme. Die Verlangerung sei folglich notig,
um Planungssicherheit zu schaffen. Dieses Argument Uberzeugte jedoch den Standerat
nicht, dieser lehnte die Regelung mehrmals ab. In der letzten Runde vor der
Einigungskonferenz rang sich der Nationalrat durch und verzichtete mit 96 zu 88
Stimmen auf die Verlangerung der Kulturhilfen. Er folgte damit schlussendlich der
Minderheit Gutjahr und stellte sich gegen seine Kommissionsmehrheit, die erneut
Festhalten beantragt hatte.

Damit war die dritte Revision des Covid-19-Gesetzes aber noch nicht fertig beraten. In
der Zwischenzeit hatte die WBK-NR einen Riickkommensantrag auf die urspringlich
von ihrer Schwesterkommission ergadnzte und von beiden Kammern angenommene
Ausnahme von den Zugangsbeschrénkungen fiir Inhaberinnen und Inhaber mit einem
Covid-19-Zertifikat bei 6ffentlich zuganglichen Einrichtungen, Veranstaltungen und
Messen angenommen. Entsprechend durften die beiden Kammern diese Regelung
erneut beraten. Nun zeigten sich beide Kommissionen nicht ganzlich zufrieden mit
dieser Regelung, zumal unsicher sei, ob diese «lberhaupt durchsetzbar sei»
(Germann). Folglich beschaftigte sich der Nationalrat im
Differenzbereinigungsverfahren zuerst noch einmal damit. Die
Kommissionssprechenden Roth Pasquier (mitte, FR) und Aebischer (sp, BE) fihrten
dieselben Argumente gegen die Regelung an wie bei der ersten Behandlung: Sie stelle
eine unndtige Hurde fur den Bundesrat dar und flihre zu einer Zweiklassengesellschaft
fUr Personen mit und ohne Zertifikat. Neu sorgte man sich aber auch davor, dass sich
die Regelung aufgrund ihrer weiten Formulierung nicht nur auf Grossveranstaltungen,
sondern auch auf den Restaurantbesuch beziehen kénnte. Dadurch kénnten zukinftig
Personen mit Zertifikat im Restaurant «stehen und an Zehnertischen feiern», wahrend
Personen ohne Zertifikat «mit Maske und Registrierung nur an Sechsertischen platziert
werden durften». Daher beantragte die Kommissionsmehrheit einmal mehr die
Streichung der Regelung, wahrend eine Minderheit Kutter (mitte, ZH) dieses Problem
durch eine ausdrickliche Beschrankung der Regelung auf Veranstaltungen und Messen
|6sen wollte. Damit kénne man den Personen mit Zertifikat «einen Teil ihrer
individuellen  Freiheiten» zurlckgeben wund gleichzeitig die Kapazitdten von
Veranstaltungen und Messen erhdhen. Der Nationalrat folgte jedoch seiner
Kommissionsmehrheit und strich die Bestimmung. Dies kam bei der stéanderéatlichen
Kommission nicht gut an: Kommissionssprecher Germann betonte, man habe den
Rickkommensantrag gutgeheissen, um die Regelung zu verbessern, nicht um sie zu
streichen. Der Sténderat setzte in der Folge auf den Vorschlag von Philipp Kutter im
Nationalrat und lehnte einen Minderheitsantrag Graf (gp, BL) auf Streichung ab. Da sich
die beiden Kammern in dieser Frage bis zum Schluss des
Differenzbereinigungsverfahrens  nicht einig  wurden, musste dafir eine
Einigungskonferenz einberufen werden. Diese schlug diskussionslos, wie Hannes
Germann betonte, vor, in dieser Frage dem Nationalrat zu folgen und die Bestimmung
zu streichen. Der Stédnderat hiess den Antrag der Einigungskonferenz mit 37 zu O
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut, der Nationalrat stimmte ihm mit 148 zu 9 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) zu.

Die Ergebnisse der Schlussabstimmungen wiederspiegelten diejenigen der
vorangegangenen Revisionen des Covid-19-Gesetzes: Wahrend der Standerat die
Revision mit 44 zu O Stimmen einstimmig annahm, zeigte sich der Nationalrat nicht
génzlich geschlossen: Er nahm die Anderung mit 174 zu 18 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
an, wobei die ablehnenden und enthaltenden Stimmen von Mitgliedern der SVP-
Fraktion stammten.’

Zu Beginn der Wintersession 2021 machte sich der Standerat an die Beratung der
vierten Revision des Covid-19-Gesetzes. Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG)
verwies auf die in doppeltem Sinne spezielle Ausgangslage: Einerseits habe man
urspringlich erwartet, dass die Pandemie bis Ende 2021 vorlber sei - entsprechend
habe man das Covid-19-Gesetz ursprunglich bis Ende 2021 begrenzt. Nun stiegen
jedoch die Infektionszahlen «in einem Ausmass, das wir uns noch vor Kurzem so nicht
hatten vorstellen kénnen». Zudem hatten die Stimmburgerinnen und Stimmbdrger nur
Tage zuvor nach dem Gesetz selbst auch dessen zweite Revision an der Urne mit Gber
60 Prozent Ja-Stimmen gutgeheissen. «Das Abstimmungsresultat kann so auch als
eindrickliche Bestatigung der Politik und der Beschlisse des Bundesrates [...] gelesen
werden, aber auch - und das mochte ich hier unterstreichen - als eine Bestatigung der
Politik und der Beschllsse des Parlamentes», freute sich Rechsteiner. Da die Krise aber
noch nicht zu Ende sei, mdussten auch die <«ndétigen Massnahmen zur
Krisenbewéltigung» aufrechterhalten werden. Aus diesem Grund stimme die SGK-SR
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den Verlangerungsantragen des Bundesrates zu und sei in einigen Punkten dartber
hinausgegangen. Auch Gesundheitsminister Berset verwies auf den neuen Hochststand
an taglichen Fallzahlen und betonte insbesondere die ungewisse Situation: Zwar habe
man im Vergleich zum letzten ahnlich starken Anstieg eine Impfung und eine gewisse
Immunitat gegenliber dem Virus entwickelt, gleichzeitig sei diese Mutation jedoch viel
ansteckender als fruhere. Dennoch mdéchte der Bundesrat auf die zusatzlichen, durch
die Kommission eingebrachten Verlangerungen verzichten, da es in den jeweiligen
Bereichen auch ordentliche Instrumente gebe, die genutzt werden kdonnten. Eintreten
wurde in der Folge ohne Gegenantrag beschlossen.

Den zentralen Aspekt dieser Gesetzesédnderung stellte die Verlangerung der
Geltungsdauer einzelner Artikel dar. Der Bundesrat plante, die verschiedenen
Regelungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten auslaufen zu lassen. Als erstes sollte Ende
April 2022 die Ubernahme der nicht gedeckten Kosten fir Publikumsanlasse, der
sogenannte Schutzschirm fir Publikumsanlasse, fallen — wie es bereits in der geltenden
Version des Covid-19-Gesetzes vorgesehen war. Bisher sei noch kein entsprechender
Antrag auf Entschédigung eingegangen, betonte Gesundheitsminister Berset. Da die
Massnahme also nicht zwingend notig erscheine, solle man sie im Sinne einer
Ubergangslogik nach dem Winter auslaufen lassen. Dagegen wehrte sich jedoch die
SGK-SR, welche den Schutzschirm bis Ende 2022 aufrechterhalten wollte. Er sei auch
im Jahr 2022 nétig, betonte Kommissionssprecher Rechsteiner - wenn die Gelder nicht
beansprucht wirden, sei dies umso besser. Mit 37 zu 5 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen den Bundesrat durch.

Bei der Unterstutzung der Sportvereine hingegen folgte der Stédnderat stillschweigend
dem Vorschlag des Bundesrates: Ende Juni 2022, nach der aktuellen Sportsaison, sollen
die A-Fonds-perdu-Beitrage und Darlehen flr die Sportklubs auslaufen.

Fur die meisten Massnahmen beabsichtigte der Bundesrat eine Laufzeit bis Ende 2022,
so etwa fur die Kriterien und Richtwerte des Covid-19-Gesetzes, flir die meisten
Bestimmungen zu Massnahmen im Gesundheitsbereich, flr alle Massnahmen zum
Arbeitnehmendenschutz, im Asyl- und Auslénderbereich, zu Grenzschliessungen, zum
Einsatz technischer Hilfsmittel bei Verhandlungen und Einvernahmen sowie bei den
Ubrigen Massnahmen im Kulturbereich (mit Ausnahme des Schutzschirms). Im
Unterschied zum Bundesrat beantragte die Mehrheit der SGK-SR Uberdies
verschiedene Massnahmen der ALV, insbesondere diejenigen zur
Kurzarbeitsentschadigung, aber etwa auch die langere Rahmenfrist fur den
Leistungsbezug oder eine Regelung zur Entlastung der Durchflhrungsstellen, bis Ende
2022 zu verlangern. Der Bundesrat wehrte sich erfolglos dagegen, wéhrend eine
Minderheit Hegglin (mitte, ZG) zuklnftig zumindest auf das vereinfachte
Abrechnungsverfahren in der Arbeitslosenversicherung verzichten wollte. Sein Antrag
blieb jedoch ebenfalls erfolglos.

Vergessen gegangen in der Liste der Verlangerungen seien die Massnahmen im Bereich
der politischen Rechte, kritisierte Thomas Minder (parteilos, SH) und schlug in einem
Einzelantrag auch deren Verlangerung bis Ende 2022 vor. Die Sammlung von
Unterschriften sei Corona-bedingt noch immer erschwert, weshalb die administrative
Erleichterung fur die Referendums- und Initiativkomitees beibehalten werden solle. Mit
40 zu 4 Stimmen hiess der Standerat die entsprechende Verléangerung gut.

Jakob Stark (svp, TG) beantragte schliesslich in einem Einzelantrag, die generelle
Geltungsdauer des Covid-19-Gesetzes, welche Bundesrat und Kommission bis Ende
2022 verlangern wollten, auf Ende Juni 2022 zu beschranken. Er wollte damit dem
Bundesrat sowie der Bevdlkerung das Signal geben, dass man im Laufe des Jahres
wieder zu der ordentlichen Gesetzgebung zurtickkehren wolle. Entsprechende Antrage
seien auch in der WBK und der SGK-NR diskutiert worden. Nachdem Hans Stockli (sp,
BE) korrigiert hatte, dass es sich auch beim Covid-19-Gesetz um ordentliche
Gesetzgebung handle - wenn auch um dringliche -, lehnte der Standerat den Antrag
Stark mit 28 zu 10 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) ab.

Neben den Fristverlangerungen sah der Bundesrat nur wenige weitere Anderungen des
Covid-19-Gesetzes vor. Eine davon betraf die Erwerbsausfallentschadigungen. Diese
wollte die Regierung und mit ihr eine Minderheit Hegglin zuklnftig nur noch im Falle
von Unterbrichen in der Erwerbstéatigkeit aufgrund von Covid-19-Massnahmen des
Bundes gewahren, nicht aber wie bisher auch bei massgeblichen Einschrénkungen der
Erwerbstatigkeit. Die Regelung dazu, was massgebliche Einschréankungen seien, sei zu
unklar und berge daher Missbrauchspotenzial, kritisierte Hegglin. Die Mehrheit der
SGK-SR wollte hingegen beim geltenden Recht bleiben - Kommissionssprecher
Rechsteiner verwies auf zahlreiche Verbande betroffener Branchen, die um eine
Beibehaltung der bisherigen Regelung gebeten hatten. Mit 34 zu 8 Stimmen sprach sich
der Sténderat fur den Mehrheitsantrag aus. Stillschweigend folgte der Standerat der
Regierung hingegen bei ihrem Vorschlag, neben den Kantonen neu auch dem SECO
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Kontroliméglichkeiten bezlglich der Hartefallmassnahmen zu gewahren.

Ein Minderheitsantrag Germann (svp, SH) schlug schliesslich als Ergdnzung zum
geltenden Recht vor, dass angemessene Schutzkonzepte bei Veranstaltungen und
privaten Zusammenklnften zuklnftig nur moglich sein sollen, wenn sie zur
«Sicherstellung der Kapazitaten im Gesundheitsbereich» erforderlich sind. Gemass
geltendem Recht mussten sie «verhaltnismassig» sein. Er wolle damit verhindern, dass
die Covid-19-Massnahmen «leichtfertig wieder auf alle moglichen Aktivitdten in den
Bereichen Sport, Kultur und Freizeit ausgedehnt werden konnten», begrindete
Germann den Antrag. Mit 28 zu 14 Stimmen lehnte der Standerat die Ergénzung ab.

Auch in anderen Gesetzen standen einzelne Regelungen zur Diskussion: Stillschweigend
verlangert wurde dabei die Geltungsdauer einzelner Bestimmungen im
Epidemiengesetz, etwa zum  Proximity-Tracing-System, zur internationalen
Zusammenarbeit und zu den Ordnungsbussen. Ein Einzelantrag Hegglin verlangte
Uberdies, dass der Bund auch im Jahr 2022 einen ausserordentlichen Beitrag an den
ALV-Ausgleichsfonds leisten und wie in den Jahren zuvor die Aufwendungen fir die
Kurzarbeitsentschadigung tibernehmen solle. Mit 39 zu 0 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
sprach sich der Standerat fur diese Regelung aus.

In der Gesamtabstimmung nahm der Stdnderat die vierte Revision des Covid-19-
Gesetzes mit 34 zu 0 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. Ratspréasident Hefti (fdp, GL) gab
dabei bekannt, dass der Rat zwei Petitionen (Pt. 21.2007 «Corona-Massnahmen und
Impfpass» von Regula Heinzelmann und Pt. 21.2020 «Fir einen Strategiewechsel beim
Corona-Gesundheitsschutz» von Peter Mattmann-Allamand) zur Kenntnis genommen
habe. ®

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Die Auswirkungen von Covid-19 auf die Sozialwerke - konkret auf die AHV, die IV und
die berufliche Vorsorge - wollte Alex Kuprecht (svp, SZ) im Juni 2020 vom Bundesrat in
einem Postulat untersuchen lassen. Daten zu den «erschwerten wirtschaftlichen
Umstanden» durch die Covid-19-Pandemie seien fur die laufenden Reformprojekte in
den Sozialversicherungen wichtig, begriindete er seinen Vorstoss. Zwar werde die ALV
durch die Ubernahme der Kosten der Kurzarbeitsentschadigung durch den Bund nicht
ausserordentlich stark belastet, die Auswirkungen auf die Ubrigen Sozialwerke durch die
eingeschrankten Beitragsflisse etwa durch Long Covid (insbesondere auf die IV und die
Pensionskassen) missten jedoch untersucht werden, betonte Hannes Germann (svp,
SH), der das Postulat von Ratsprasident Kuprecht in der Frihjahrssession 2021
begrindete. Nachdem auch Bundesrat Berset das Vorhaben unterstutzt hatte, nahm
der Standerat das Postulat stillschweigend an. ?

Erganzungsleistungen (EL)

In der Sommersession 2017 behandelte der Standerat als Erstrat die Reform der
Ergénzungsleistungen. Geméss Konrad Graber (cvp, LU) waren die Hauptziele der
Reform die Optimierung des Systems, die Verwendung von Eigenmitteln fir die
Altersvorsorge sowie die Reduktion der Schwelleneffekte. Dies alles solle so umgesetzt
werden, dass das Niveau der Erganzungsleistungen grundsatzlich erhalten bleibe. Da
jedoch die EL-Ausgaben sowie der Anteil des Bundes gegenuber demjenigen der
Kantone stark angestiegen seien, musse hier Gegensteuer gegeben werden. Weil die
Erganzungsleistungen die Schnittstelle zwischen AHV und Sozialhilfe darstellen,
miissten aber die Auswirkungen von allfdlligen Anderungen gut durchdacht werden,
damit zum Schluss nicht die Sozialhilfe fur die Einsparungen aufkommen musse. Auf
Wunsch von Josef Dittli (fdp, UR) wurde seine thematisch mit der Reform verbundene
Motion zur Starkung der Erganzungsleistungen durch klare Zuordnung der Kompetenzen
losgeldst von dieser Reform behandelt.

Der Entwurf des Bundesrates wirde bei Bund und Kantonen zu Einsparungen von
ungefahr CHF 367 Mio. fuhren, was jedoch einigen Standeratinnen und Standeraten zu
wenig weit ging. Josef Dittli zum Beispiel erklérte, dass die Vorlage ein erster
Optimierungsschritt  sei, danach aber noch eine weitere Reform der
Ergdnzungsleistungen folgen muisse. Paul Rechsteiner (sp, SG) betonte, dass
insbesondere die IV-Rentnerinnen und -Rentner betroffen seien, bei denen mit 45
Prozent fast die Hélfte auf Erganzungsleistungen angewiesen sei, wahrend dieser Anteil
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bei den Altersrenten nur etwa 12 Prozent betrage. Dies sei unter anderem auf den
Leistungsabbau bei der IV zurtickzufihren.

In der Detailberatung waren vor allem die Erhdéhung der Hochstbeitrage far
anrechenbare Mietzinsen sowie die Maoglichkeiten des Kapitalbezugs des
Altersguthabens umstritten. Das Thema der Mietzinsmaxima war im Nationalrat bereits
mit dem Geschéaft 14.098 diskutiert und an die SGK-NR zur Detailberatung
zurlickgewiesen worden. Diese hatte sich einverstanden erklart, dass der Stédnderat
diese Frage im Rahmen der EL-Reform behandle. Inhaltlich entschied sich der
Standerat diesbezlglich gegen je einen unter und Uber dem Vorschlag der SGK-SR
liegenden Minderheitenantrag und erhéhte die Betrage fur die Mietzinse gegenulber
dem geltenden Recht je nach Wohnregion, die ebenfalls neu geschaffen wurden, um bis
zu 300 Franken. Auch die Zusatzbetréage fir rollstuhlgéngige Wohnungen wurden
deutlich erhéht. Eine Systeménderung bezlglich der Festlegung des Betrags fur
persoénliche Ausgaben wiinschte sich eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG), welche
diese Kompetenz dem Bund Ubertragen und so die grossen kantonalen Unterschiede
beseitigen wollte. Dieser Vorschlag scheiterte jedoch am Mehrheitsantrag der SGK-SR,
welche diese Kompetenz bei den Kantonen belassen wollte. Bezlglich der Anrechnung
von Erwerbseinkommen des Ehegatten folgte der Stdnderat der SGK-SR, die im
Gegensatz zum Bundesrat nur 80 Prozent des Erwerbseinkommens anrechnen wollte,
um so einen Erwerbsanreiz zu schaffen. Insgesamt wollten aber sowohl der Bundesrat
als auch die SGK-SR die Vermogen starker berilcksichtigen und senkten daher den
Freibetrag flur Alleinstehende auf CHF 30'000 und fur Verheiratete auf CHF 50'000.
Beibehalten wurde die Regelung, wonach bei Personen, die selbst oder deren
Ehepartner in einer Eigentumswohnung respektive einem Eigenheim wohnen, nur der
CHF 112'500 Ubersteigende Wert einer Liegenschaft beim Vermodgen zu bertcksichtigen
sei. Solange eine betroffene Person oder ihr Partner also eine Liegenschaft noch
bewohnen kann, soll diese nicht verkauft werden mussen. Zudem beflrwortete die
Mehrheit des Standerats eine von der SGK-SR vorgeschlagene Verscharfung des
bundesratlichen Vorschlages bezlglich der ibernommenen Krankenkassenpramien: Der
Bundesrat hatte vorgeschlagen, dass die EL in Zukunft die tatsachliche
Krankenkassenprémie verguten solle, wenn diese tiefer zu liegen komme als die
durchschnittliche Pramie. Der Standerat beschrénkte die Vergltung der Pramien
jedoch auf die Hohe der Pramie des drittglnstigsten Krankenversicherers im Kanton
beziehungsweise in der Region. Im Anschluss an die Beratung dieses Geschafts
Uberwies der Standerat jedoch ein Postulat, das den Bundesrat beauftragte, die Folgen
eines vollstdndigen Einbezuges der Krankenkassenpramien in die Berechnung der EL zu
prufen.

Besonders umstritten war die Frage, ob ein vollstdndiger oder teilweiser Kapitalbezug
des Altersguthabens fir den obligatorischen Teil der beruflichen Vorsorge im
Vorsorgefall moglich sein soll oder nicht. Diesbezlglich war man sich im burgerlichen
Lager nicht einig. Die Mehrheit der SGK-SR wollte die Wahlmdglichkeit zwischen
Kapitalbezug, Rente und Mischform streichen und fur den obligatorischen Teil nur noch
eine Rente ermoglichen. Dies darum, weil es heute mdéglich sei und auch vorkomme,
dass Personen ihre Vorsorgegelder nach dem Kapitalbezug zum Beispiel verspielten
oder durch Betrigereien verléren und in der Folge auf Erganzungsleistungen
angewiesen seien. Moglich solle daher lediglich ein Kapitalbezug fir den Erwerb von
Wohneigentum sein. Mehrere Standerate von FDP, CVP, BDP und SVP widersprachen
dieser Ansicht und setzten sich fur Wahlfreiheit und Selbstverantwortung der Bulrger
ein. Wegen einiger schwarzer Schafe sollten nicht alle Rentnerinnen und Rentner
bestraft werden - so ihr Votum. Hannes Germann (svp, SH) kritisierte dabei die
Mehrheit der burgerlichen Standerate, die sonst fur Eigenverantwortung pladierten,
hier aber von diesem Grundsatz nichts wissen wollten. Thomas Hefti (fdp, GL) reichte
einen Antrag ein, wonach zumindest die Halfte des Altersguthabens bezogen werden
konnen solle, zog diesen aber wegen eines Formulierungsfehlers zugunsten des Antrags
Luginbihl (bdp, BE), der sich flr eine Beibehaltung des geltenden Rechts und somit der
Wahlmoglichkeit einsetzte, zurtck. Kommissionssprecher Graber rechnete daraufhin
vor, dass bereits die Erhéhung der Mietzinsmaxima die geplanten Einsparungen um CHF
200 Mio. reduziert hatte und dass mit einer Annahme des Antrags Luginbihl gegentiber
dem aktuellen Recht kaum noch Einsparungen gemacht wurden. In der Folge lehnte der
Standerat den Antrag Luginbuhl deutlich ab. Schliesslich stellte sich die Frage, ob der
vorzeitige Kapitalbezug zur Aufnahme einer selbstandigen Erwerbstatigkeit moglich sein
solle. Hier einigte man sich auf einen Kompromissvorschlag: Das bis zum 50. Altersjahr
erwirtschaftete Kapital soll bezogen werden kénnen, da dies etwa der Halfte des
insgesamt gesparten Alterskapitals entspricht. In der Gesamtabstimmung nahm der
Standerat die Vorlage einstimmig mit 31 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. ©
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Krankenversicherung

Im Dezember 2016 reichte Andreas Aebi (svp, BE) eine parlamentarische Initiative ein,
mit der die «bewdhrten Pramienregionen wiederhergestellt> werden sollten. Diese
waren seit der Anderung des Krankenkassenaufsichtsgesetzes 2016 nicht mehr
gesetzeskonform und mussten geandert werden. Eine Neueinteilung der
Pramienregionen aufgrund von Bezirken war jedoch auf heftige Kritik gestossen. Aebi
wollte nun eine Ruckkehr zur ehemaligen Einteilung der Pramienregionen sowie zur
Festlegung der maximalen Rabatte durch den Bundesrat - seit Inkrafttreten des
Aufsichtsgesetzes lag diese Kompetenz beim EDI - erreichen. Ende 2017 gab die SGK-
NR der |Initiative mit 17 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung Folge. Ihre
Schwesterkommission entschied sich aber Anfang 2018, lieber der Motion Germann
(svp, SH; Mo. 16.4083) zu folgen, welche sie geméass eigenen Aussagen «eng begleite». Es
sei daher nicht nétig, dass «die Schwesterkommission gesetzgeberisch aktiv» werde,
erklarte die SGK-SR und lehnte die Initiative mit 11 zu O Stimmen ab. Im Winter 2018
entschied sich die Nationalratskommission einstimmig, nicht an der |Initiative
festzuhalten, da das Anliegen mittlerweile bereits von einer Motion der
Standeratskommission aufgenommen wurde. "

Hannes Germann (svp, SH) wollte eine Abkehr von den Anderungen zur Einteilung der
Préamienregionen, wie sie im Rahmen der Revision der Verordnung Uuber die
Pramienregionen geplant wurden, erreichen. In seiner Motion «An bewahrten
Pramienregionen festhalten» vom Dezember 2016 kritisierte er, dass das EDI seit dem
Inkrafttreten des KVAG zuklnftig eigenméachtig bezuglich Pramienregionen entscheiden
kénne und diesbeziiglich einige Anderungen angekiindigt habe: Die Kosten wiirden neu
auf Bezirks- statt wie bisher auf Gemeindeebene beurteilt, Préamienregionen mussten
kiinftig mindestens 33'333 respektive (in grossen Kantonen) 66'667 Versicherte
beinhalten und in Kantonen mit weniger als 200'000 Versicherten durfe es nur noch
eine Pramienregion geben. Ein solches Vorgehen wirde jedoch einzig die
Kostenunterschiede zwischen den Gemeinden eines Bezirks ausgleichen, erklarte der
Motionar, wodurch es zu einer milliardenhohen Umverteilung komme. Davon seien
gemass Santésuisse 3 Mio. Menschen negativ betroffen. Die Kostenwahrheit oder
Transparenz steigere die Anderung jedoch nicht. Zudem gebe es in vielen Kantonen gar
keine Bezirke mehr. In seiner Motion verlangte Germann deshalb, dass fur die Einteilung
der Pramienregionen weiterhin die Kosten der Gemeinden relevant sein sollen und der
Bundesrat die maximalen Rabatte festlegen soll.

Der Bundesrat argumentierte, dass die Einteilung der Prédmienregionen nach
Gemeinden die tatsachlichen Kostenunterschiede zwischen den Regionen nicht mehr
erfasse. Das EDI sei daher gemaéss seinem Auftrag daran, die Prédmienregionen
anzupassen, wobei sich in der Vernehmlassung zur Verordnung Uuber die
Pramienregionen nur eine Minderheit der betroffenen Kantone gegen die Einteilung
nach Bezirken ausgesprochen habe. Die Bezirke als kleinste geografische Einheit fur
eine Prémienregion zu verwenden, mache Sinn, weil dadurch relativ einheitliche,
zusammenhéangende Pramienregionen gebildet werden kénnten, wahrend diese unter
Berucksichtigung der Gemeinden wild auf dem Kantonsgebiet verstreut waren. Zudem
sei die Einteilung langfristig stabil, weil einzelne schwere Krankheitsfélle in kleinen
Gemeinden nicht mehr zu einem Wechsel der Prémienregion fuhrten. Schliesslich sei
eine Einteilung auf Gemeindeebene nicht mehr moglich, weil das BAG die
entsprechenden Informationen aus Datenschutzgrinden nicht mehr erhebe. Diese
Anderungen betrédfen schliesslich nur eine Minderheit der Versicherten und fir die
meisten Betroffenen seien die Auswirkungen minimal. Ein Prozent der Versicherten
musse jedoch mit einem Pramienanstieg um mehr als 10 Prozent rechnen.

Vor der Behandlung des Geschafts im Sténderat reichte die SGK-SR einen
Ordnungsantrag ein, mit welchem sie eine Zuweisung der Motion an sich selbst
erreichen wollte. Da die Vernehmlassung zur Verordnung zum Zeitpunkt der
Konsultation noch nicht abgeschlossen gewesen war, beabsichtige die SGK-SR gemaéss
Kommissionssprecher Graber (cvp, LU), eine weitere Konsultation durchzufiihren, bei
der auch die Motion Germann behandelt werden kénne. Der Motionér hiess diesen
Vorschlag gut, verwies aber auch auf die staatspolitischen und foéderalen Bedenken,
welche die Kommission in Betracht ziehen solle. Stillschweigend nahm der Stédnderat
den Ordnungsantrag an. ™
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In der Herbstsession 2018 beriet das Parlament die parlamentarische Initiative fir eine
befristete Verlangerung der Zulassungsbeschrankung nach Art. 55 KVG. Zuvor hatte
sich der Bundesrat in einer Stellungnahme fiur die Vorlage ausgesprochen, weil damit
fir den Fall einer Verzdgerung bei der Anderung des KVG beziiglich der Zulassung von
Leistungserbringenden (BRG 18.047) ein Zeitraum ohne Zulassungsbeschrénkung
verhindert werden kénne. Die Detailberatung des Bundesratsgeschafts muisse jedoch
umgehend angegangen werden, betonte der Bundesrat. Im erstbehandelnden
Nationalrat erlduterten die Kommissionssprecher Nantermod (fdp, VS) und Hess (bdp,
NR) sowie Gesundheitsminister Berset noch einmal die Geschichte der
Zulassungsbeschréankung, ihre Relevanz und die Notwendigkeit einer weiteren - letzten
- Verlangerung derselben. Diskussionslos und stillschweigend genehmigte der Rat die
Vorlage in der Detailberatung und Ubergab sie mit 160 zu 1 Stimme in der
Gesamtabstimmung dem Zweitrat. Ein ahnliches Bild prasentierte sich im Standerat,
der die Initiative am folgenden Tag in der Gesamtabstimmung einstimmig mit 36 zu O
Stimmen guthiess. Auch die Schlussabstimmungen stellten keine grossen Hirden mehr
dar, mit 194 zu 1 Stimme respektive 41 zu O Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
verabschiedete das Parlament die erneute, befristete Verlangerung der
Zulassungsbeschrankung fir Arzte. Einzig Lukas Reimann (svp, SG) lehnte die
Verlangerung ab, wéhrend Hannes Germann (svp, SH) und Martin Schmid (fdp, GR) sich
ihrer Stimme enthielten. ®

In der Herbstsession 2020 behandelte der Standerat das von der SGK-NR geschaffene
Paket 1a des Massnahmenpakets zur Kostendampfung im Gesundheitswesen, das die
weniger umstrittenen Teile des ersten Massnahmenpakets des Bundesrats beinhaltete.
Nachdem er ohne Gegenantrag auf die Vorlage eingetreten war, schuf er einige
Differenzen zum Erstrat.

Nur eine kleine Anderung gegentiber der nationalratlichen Version nahm der Standerat,
in Ubereinstimmung mit seiner Kommission, bei der Frage der Rechnungsstellung im
Tiers payant-System vor. Hier erganzte er stillschweigend einen Passus, wonach die
Versicherungen und die Leistungserbringenden abmachen k&énnen, dass die
Versicherung fiir die Ubermittlung der Rechnungen zustandig sein soll. Mit der
Anderung des Nationalrats, wonach die Rechnungen auch elektronisch verschickt oder
auf einem Webportal hinterlegt werden kénnen, zeigten sich die Standeratinnen und
Standerate hingegen einverstanden.

Fur deutlich mehr Diskussionen sorgte die Frage der Behandlungstarife, insbesondere
die Patientenpauschaltarife bei ambulanten Behandlungen, gemass
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) «ein Herzstlick der Vorlage». Neu sollen
gemass Bundesrat vereinbarte Patientenpauschaltarife auf einer gesamtschweizerisch
vereinbarten einheitlichen Tarifstruktur beruhen mussen, erklérte Bischof. Die Tarife
mussten zwar nicht schweizweit identisch sein, wohl aber die in der Rechnung
aufgefiihrten Teile einer Behandlung. Dies habe den Vorteil, dass die Rechnungen
gesamtschweizerisch vergleichbar seien. Nachteilig sei hingegen, dass kantonale
Differenzen in der Struktur nicht mehr moglich seien. Der Vorteil dieser Anderung liege
gemass Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) auch darin, dass man damit das Risiko einer
Mengenausweitung reduzieren kénne. «Je mehr man verrechnet, desto mehr verdient
man.» Eine Minderheit Muller (fdp, LU) beantragte, auf die Schaffung dieser
Patientenpauschalen zu verzichten. Bereits heute gebe es solche Pauschalen und sie
wirden auch bei ambulanten Behandlungen angewendet. Da sich die Behandlung aber
zwischen den verschiedenen Patientinnen und Patienten stark unterscheide, wirde
eine Vereinheitlichung zu einer Ubervergiitung von einfachen und zu einer
Untervergltung von komplizierten Fallen, welche haufig bei krénkeren und sozial
schwécheren Patientinnen und Patienten auftreten, fihren. Obwohl die Minderheit
Muller in der Kommission mit 8 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) unterlegen war,
meldeten sich mit Brigitte Haberli-Koller (cvp, TG), Erich Ettlin (cvp, OW), Hannes
Germann (svp, SH) und Josef Dittli (fdp, UR) deutlich mehr Kommissionsmitglieder im
Namen der Minderheit zu Wort. Einen ganz anderen Aspekt der Regelung stellte
Gesundheitsminister Berset in den Mittelpunkt: Fur ihn liege der zentrale Unterschied
zur heutigen Regelung darin, dass der Bundesrat neu subsidiar eingreifen kénne, wenn
sich die Tarifpartner nicht auf eine Tarifanpassung einigen kénnten. Mit 22 zu 21
Stimmen setzte sich die Minderheit in dieser Frage jedoch knapp durch, der Sténderat
lehnte damit die Schaffung einer Patientenpauschale ab.

Eine weitere offene Frage bezlglich der Behandlungstarife betraf die Schaffung einer
nationalen Tariforganisation im ambulanten Bereich, entsprechend der Swiss DRG im
stationaren Bereich, die flr die Erarbeitung und Weiterentwicklung der Tarifstrukturen
zustandig sein sollte. Hier sei man sich mehrheitlich einig, betonte Bischof, offen sei
lediglich noch die Frage der Organisationshoheit. Solle der Bundesrat Uber die
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Organisationsform entscheiden, dabei erst eine Konsultation durchflihren oder gar nur
subsidiar zustandig sein, wenn sich die Leistungserbringenden und Versicherungen
nicht einigen kénnen? Letzteres schlug die SGK-SR vor. Bundesrat Berset stellte zudem
in seiner Antwort auf eine Frage von Charles Juillard (cvp, JU) fest, dass ausschliesslich
Tarifpartner in der Organisation vertreten sein wirden und die Kantone somit darin erst
mitwirken kénnten, wenn EFAS angenommen worden sei und die Kantone somit
ebenfalls fir die ambulante Behandlung zustandig waren. Stillschweigend folgte der
Sténderat in diesem Punkt dem Vorschlag seiner Kommission.

Ein weiterer umstrittener Aspekt der Tariffrage betraf die Finanzierung von
Rechnungsprufungen, welche die Patientenorganisationen durchfihren sollten, durch
das EDI. Die Kommissionsmehrheit wollte diesen vom Nationalrat eingefligten Punkt aus
der Vorlage streichen, eine Minderheit Carobbio Guscetti wollte ihn beibehalten.
Naturlich sollten sich Patientinnen und Patienten von externen Organisationen beraten
lassen konnen, der Bund solle sich dabei aber nicht an der Finanzierung dieser
Dienstleistung beteiligen, zumal eine solche Finanzhilfe nur eine zuséatzliche
Kontrolleinheit  bedeuten  wirden, erklarte  Kommissionssprecher  Bischof.
Minderheitensprecherin Carobbio Guscetti betonte hingegen, dass die anfangs
eingesetzte Expertengruppe einen dhnlichen Vorschlag gemacht habe und die GDK das
Anliegen unterstltze. Nicht abgeneigt gegenlber der Finanzierung zeigte sich auch
Bundesrat Berset, fur den die Massnahme nicht im Widerspruch zur Strategie des
Bundesrates stand. Mit 28 zu 13 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Stédnderat
aber gegen die Finanzierung aus und schuf damit eine weitere Differenz zum
Nationalrat.

Schliesslich stand noch der Experimentierartikel im Raum, geméss Bischof der «zweite
Kernartikel dieser Vorlage». Die SGK-SR wollte den nationalratlichen Vorschlag um die
Méglichkeit, experimentelle Projekte zur Férderung der Digitalisierung durchfihren zu
kénnen, ergéanzen. Streichen wollte sie hingegen Projekte zur Einschrankung der freien
Arztwahl. Eine weitere Minderheit Muller schlug indes vor, vollstandig auf den Katalog
mit moglichen Bereichen, in denen Projekte durchgefiihrt werden kdénnen, zu
verzichten. Ohne Katalog kénnten auch Projekte durchgefiuhrt werden, welche
Grundrechtseingriffe  enthielten,  erklarte  Bischof den  Widerstand  der
Kommissionsmehrheit gegen diesen Vorschlag. Die betroffenen Patientinnen und
Patienten hatten keine Mdoglichkeit, sich gegen die Projekte zu wehren.
Gesundheitsminister Berset sprach sich vehement gegen den Minderheitsantrag und
die Streichung des Katalogs aus. Der Bundesrat und die Verfassungsrechtsexperten des
Bundes seien sich einig, dass dies gegen Artikel 5 Absatz 1 der Bundesverfassung
verstosse, wonach das Recht Grundlage und Schranke staatlichen Handelns darstelle.
Damit wurden die moglichen Experimente keine Grenzen kennen. So kénnten zum
Beispiel fur die Bevolkerung eines Kantons die Halfte des Leistungskatalogs gestrichen,
die Franchise auf CHF 10'000 erhéht oder risikobezogene Pramien eingefiihrt werden.
Paul Rechsteiner (sp, SG) kritisierte des Weiteren, dass die freie Arztwahl auf der Liste
moglicher Projekte aufgefihrt sei: Die Einschréankung der freien Arztwahl sei ein
fundamentaler  Systemeingriff, ~der  Grundrechtsdimensionen  betreffe  und
entsprechend per Gesetz zu entscheiden sei. Man solle den «Akteuren im
Gesundheitswesen [nicht] per Gesetz abschliessend vorschreiben, wo sie
experimentieren konnen», betonte hingegen Minderheitensprecher Muller. Innovation
entstehe «relativ chaotisch», ergénzte Erich Ettlin (cvp, OW). Zudem kdénne ja das EDI
die Pilotprojekte bewilligen, mlsse es aber nicht. Mit diesen Argumenten setzte sich die
Kommissionsminderheit durch: Mit 23 zu 19 Stimmen sprach sich der Standerat gegen
die Einschrankung der Experimente auf einen Katalog aus. Im Anschluss bat Bischof den
Nationalrat, in seiner nachsten Sitzung diese vom Standerat geanderte Bestimmung
etwas abzuschwachen und ihr eine Ausnahme flr Grundrechtsverletzungen anzufliigen.

Mit 31 zu O Stimmen (bei 12 Enthaltungen) nahm der Standerat das Gesetz in der
Gesamtabstimmung ohne Gegenstimme an. Die Enthaltungen stammten von sechs
Mitgliedern der SP- sowie von je drei Mitgliedern der SVP- und der Griinen-Fraktion. "

In der Herbstsession 2022 behandelte der Standerat das Bundesgesetz iiber die
Regulierung der Versicherungsvermittlertatigkeit. Eintreten war unbestritten.
Diskutiert wurde jedoch insbesondere Uber die vom Nationalrat eingeflgte
Unterscheidung zwischen internen und externen Vermittelnden bei der Ausbildung und
der Einschrankung der Entléhnung. Die SGK-SR hatte mit 6 zu 5 Stimmen empfohlen,
dem nationalrédtlichen Vorschlag zu folgen und die Regelung der Ausbildung und
Entldhnung von Personen, die mit einem Arbeitsvertrag an eine Versicherung gebunden
sind, nicht einzuschrénken. Fur die Kommissionsmehrheit erklarte Erich Ettlin (mitte,
OW), dass eine Unterscheidung zwischen internen Vermittlerinnen und Vermittlern, die
Akquise machen, und solchen, die bestehende Kundinnen und Kunden beraten,
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schwierig sei. Eine Minderheit Stockli (sp, BE) verlangte, die entsprechenden
Regelungen sowohl fir externe wie interne Vermittelnde zu erlassen.
Minderheitensprecher Stockli kritisierte den Mehrheitsantrag denn auch deutlich:
Diese Unterscheidung stelle ein «Schlupfloch» flr die Versicherungen dar, zumal
mehrere Krankenkassen in den letzten Monaten damit begonnen hatten, solche bisher
externen Vermittlerunternehmen zu kaufen und «in die Versicherungsgruppe [zu]
integrierlen]». Uber solche Kaufe hatten zuvor auch verschiedene Zeitungen berichtet.
Hinzu komme, dass durch eine solche Regelung Ungleichheiten zwischen den grossen
und kleineren Versicherungen geschaffen wuirden, da Letztere keine finanziellen
Méglichkeiten fur solche Kaufe hatten. Schliesslich bestehe bereits eine umfassende
Definition der Vermittelnden im VAG; dort sei als Vermittlerin oder Vermittler
eingestuft, «wer Kontakt hat zu Leuten, die eine Versicherung abschliessen wollen».
Und auch in der KVAV sei keine entsprechende Unterscheidung zwischen internen und
externen Personen gemacht worden, ergénzte spater auch Gesundheitsminister Berset.
Schliesslich sei es fur die Bevolkerung irrelevant, ob die entsprechenden Telefonate von
internen oder externen Vermittelnden durchgefthrt wirden.

Damian Mdller (fdp, LU) wies hingegen darauf hin, dass die Branchenvereinbarung
bisher nur fur externe Vermittelnde gelte und diese Definition folglich nicht erweitert
werden solle. Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) setzte sich die Minderheit
knapp durch und der Standerat verzichtete auf die Schaffung dieser Unterscheidung.

Daneben wurde dartber diskutiert, ob - wie es die Kommissionsmehrheit beabsichtigte
- eine Regelung geschaffen werden soll, wonach der Bundesrat die Versicherungen vor
der Allgemeinverbindlichkeitserklarung der Branchenvereinbarungen anhdren muss.
Man wolle diese «Zusatzschlaufe», die geméss Verwaltung «keine grosse Sache» sei,
einflhren, bevor der Bundesrat eine «so einschneidende [...] Erklarung» vornehmen
kénne, begrindete Kommissionssprecher Ettlin den Antrag. Eine Minderheit Carobbio
Guscetti (sp, TI) sowie der Gesundheitsminister pladierten daflr, auf diese neue
Regelung zu verzichten, zumal bereits gemass Vernehmlassungsgesetz entsprechende
Anhoérungen nétig seien. Mit 26 zu 12 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte der Standerat
jedoch der neuen Regelung zu.

Schliesslich stellte sich die Frage, ob die neuen Regelungen nur im KVAG, also nur in der
Grundversicherung, oder auch im VAG und somit in den Zusatzversicherungen
verankert werden sollen. Hier pladierte die Kommissionsmehrheit daflir, auch gleich
den Zusatzversicherungsbereich zu regeln, eine Minderheit Germann (svp, SH)
bevorzugte die Einschrankung der Regelung auf den Krankenkassenbereich. Erich Ettlin
erachtete eine umfassende Loésung als noétig, weil die Pramienzahlenden keinen
Unterschied darin machen wirden, ob sie Anrufe von Krankenkassen oder
Zusatzversicherungen erhielten. Bundesrat Berset erinnerte Uberdies daran, dass die
Versicherungen selbst zugunsten der Transparenz und Koharenz eine einheitliche
Regelung wilnschten. Minderheitensprecher Germann verwies hingegen auf die
unterschiedlichen  Wettbewerbssituationen  der  beiden  Bereiche,  welche
unterschiedliche Regelungen bedingen wirden. Da die Branche zudem bereits grosse
Fortschritte gemacht habe, brauche es die Regelung im VAG nicht. Schliesslich habe die
WEKO den Einbezug der Zusatzversicherungen im Rahmen der urspringlichen Motion
gerligt und man habe bei Annahme der Motion versprochen, deren Situation nochmals
zu Uberprufen. Mit 25 zu 19 Stimmen folgte der Standerat der Kommissionsmehrheit,
gemass welcher also beide Bereiche geregelt werden sollten.

In der darauf folgenden Gesamtabstimmung nahm der Standerat den Entwurf zum
Bundesgesetz Uber die Regulierung der Versicherungsvermittlertatigkeit mit 32 zu 11
Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der
FDP.Liberalen-, der SVP- und der Mitte-Fraktion. ™

In der Frlhjahrssession 2023 setzte sich der Standerat erstmals mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Kostenbremse-Initiative auseinander, wobei ihm ein
Nichteintretensantrag von Hannes Germann (svp, SH) vorlag. Erich Ettlin (mitte, OW)
erklarte fur die SGK-SR, dass der Bundesrat zwar das Anliegen der Initiative, das
Kostenwachstum zu bremsen, teile, jedoch eine Koppelung des Wachstums an die
Lohnentwicklung ablehne. Stattdessen sollten mithilfe des indirekten Gegenvorschlags
Zielvorgaben flr ein maximales Kostenwachstum in der OKP formuliert werden, die bei
Nichteinhalten Diskussionen Uber korrigierende Massnahmen nach sich ziehen sollten.
Die SGK-SR habe den indirekten Gegenvorschlag mit 6 zu O Stimmen (bei 5
Enthaltungen) angenommen und auch die Zielvorgaben gutgeheissen, schlage aber in
Detailfragen Alternativen zum Nationalrat vor, erlduterte Ettlin. Hannes Germann
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begriindete seinen Nichteintretensantrag damit, dass der Gegenvorschlag Uberladen
sei, zumal er neben den ersten drei Kostendampfungspaketen (Paket 1a, Paket 1b und
Paket 2) quasi das vierte Paket und einen «planwirtschaftlichen Eingriff[..]» darstelle.
Zudem kame es bei Annahme dieser Regelungen zu Rationierungen im
Gesundheitswesen. Diesen Argumenten widersprach Gesundheitsminister Berset
deutlich, es gehe lediglich um Transparenz und um eine Planung der Kosten, wie sie fur
Unternehmen vollig normal sei. Mit 23 zu 19 Stimmen trat der Stdnderat in der Folge auf
den Gegenvorschlag ein. Gegen Eintreten stimmten die SVP- und die FDP-Fraktion.

In der zentralen Frage der Vorlage, den Kostenzielen, zeigte sich die
Kommissionsmehrheit mit dem nationalratlichen Vorschlag einverstanden. Der
Nationalrat hatte jahrliche in vierjahrliche Zielvorgaben fir die maximale
Kostenentwicklung der OKP abgeschwacht, die Schaffung von Kostenbldcken gestrichen
und die Kostenziele um Qualitatsziele erganzt. Vor allem hatte er den Auftrag an
Bundesrat und Kantonsregierungen, bei Uberschreitung der Kostenziele Massnahmen
zu priifen, gestrichen. Eine Uberschreitung der Kostenziele hatte somit keine «direkten
Konsequenzen», wie der Kommissionssprecher erlduterte. Eine Minderheit Damian
Muller (fdp, LU) lehnte die abgednderten Zielvorgaben dennoch ab und argumentierte,
man solle zuerst die Umsetzung des Kostendampfungspakets 1b abwarten. Mit 24 zu 16
Stimmen folgte der Standerat seiner Kommissionsmehrheit und bereinigte diesen
Punkt. Fur den Minderheitsantrag sprachen sich die Mitglieder der SVP- und FDP-
Fraktion aus.

In anderen Aspekten der Vorlage schuf der Standerat hingegen einige Differenzen zum
Erstrat, etwa bei den nationalen Tarifstrukturen. Wie Kommissionssprecher Ettlin
erklarte, wollte der Bundesrat hier einerseits die Moglichkeit schaffen, dass die
Genehmigungsbehodrde, Ublicherweise die Kantone, bei «nicht mehr sachgerechten
oder wirtschaftlichen Tarifen» eine Anpassung verlangen kann. Kommissionssprecher
Ettlin lehnte die Anderungen im Namen der Kommissionsmehrheit ab, da das «System
[..] an sich gut [funktioniert]». Der Nationalrat hatte diesen Anderungsvorschlag des
Bundesrates gutgeheissen und zuséatzlich eine Regelung zur Schaffung unterschiedlich
hoher Taxpunktwerte ergénzt, wie sie gemass Minderheitssprecher Hegglin (mitte, ZG)
auch von den Kantonen - wenn auch in anderer Formulierung - gewlnscht werde. Mit
22 zu 18 Stimmen folgte der Standerat seiner Kommissionsminderheit und lehnte die
von Bundesrat und Nationalrat vorgeschlagenen Anderungen ab. Zudem strich er eine
Beféhigung fur den Bundesrat im stationaren Bereich, nicht mehr sachgemasse
Tarifstrukturen anzupassen, wenn sich die Tarifpartner nicht einigen kdnnen. Kein
Anklang fand im Sténderat schliesslich der nationalratliche Vorschlag, wonach
Tarifvertrage innert eines Jahres beurteilt werden mussen und ansonsten automatisch
in Kraft treten. Beflrchtet wurde, dass eigentlich unterstitzte Tarifvertrage, bei denen
nur noch kleine Anpassungen nétig waren, verworfen werden, wenn ihre Behandlung zu
lange dauert - um zu verhindern, dass sie automatisch in Kraft treten.

Mit weiteren kleineren Differenzen reichte die kleine Kammer den Entwurf zurtick an
den Erstrat. ™

In der Sommersession 2023 lag das Schicksal des indirekten Gegenvorschlags des
Bundesrates zur Pramien-Entlastungs-Initiative der SP in den Handen des Stédnderats,
denn bei einem erneuten Nichteintreten ware der Gegenvorschlag vom Tisch. Wie
bereits bei der ersten Behandlung beantragte die SGK-SR ihrem Rat, auf den Entwurf
einzutreten, wahrend erneut ein Minderheitsantrag auf Nichteintreten vorlag.
Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW) begriindete den Antrag auf Eintreten zum
einen mit dem in den letzten Jahren deutlich gesunkenen Anteil der Kantone an den
Pramienverbilligungen zulasten des Bundes - wobei die Kommission dem Sténderat in
der Detailberatung bei den Kosten noch etwas entgegenkommen wolle - und zum
anderen damit, dass man es fur zu gewagt halte, «xohne Gegenvorschlag zur Initiative in
eine Volksabstimmung zu gehen». Minderheitensprecher Germann (svp, SH) erachtete
die von der Kommission vorgeschlagenen Korrekturen jedoch als ungentgend, da sie
trotzdem sehr hohe Kosten fur die Kantone mit sich bringen wirden. Zudem lehnte er
eine Vereinheitlichung bei den Pramienverbilligungen ab, da deren Voraussetzungen
und Ausgestaltung in den Kantonen sehr unterschiedlich sei, und schliesslich storte er
sich daran, dass ein hoherer Anteil an Personen mit Pramienverbilligungen den
individuellen Sparanreiz und den Reformdruck im Gesundheitswesen verringere. Im
Unterschied zur Abstimmung ein halbes Jahr zuvor entschied sich der Standerat dieses
Mal jedoch mit 24 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), auf den Entwurf einzutreten.
Mehrere Mitglieder der FDP- und der Mitte-Fraktion hatten ins Ja-Lager gewechselt,
etwa aus Angst vor einer Abstimmung Uber die Initiative ohne Gegenvorschlag oder
aufgrund der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Anderungen am Entwurf.
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In der Detailberatung folgte der Stédnderat seiner Kommission denn auch bei ihrem
neuen Konzept. Der Nationalrat hatte zuvor die Personen mit Erganzungsleistungen von
der Berechnung des Anteils mit Pramienverbilligungen unterstitzter Personen
ausgenommen - stattdessen sollte sich der Bund zukinftig an der Finanzierung der
Pramienverbilligungen von Personen mit EL beteiligen. Damit wurden die Kantone
zuséatzlich mehr Personen ohne Ergénzungsleistungen unterstitzen, wodurch sich die
Gesamtkosten fur Pramienverbilligungen (von Bund und Kantonen, fir Personen mit EL
und Personen ohne EL) von jéhrlich CHF 356 Mio. auf CHF 2.2 Mrd. erhéhen wirden.
Diese vom Nationalrat bevorzugte Anderung, im Standerat eingebracht von einer
Minderheit Stockli (sp, BE), lehnte die kleine Kammer mit 32 zu 11 Stimmen ab und schuf
so eine erste grosse Differenz zum Erstrat. Zustimmung fand im Stéanderat hingegen die
vom Nationalrat ergénzte Festschreibung eines Sozialziels - die Kantone mussen somit
festlegen, wie hoch der Anteil der Préamien am verfligbaren Einkommen maximal sein
darf. Zudem behielt der Stédnderat entgegen einer Minderheit Hegglin (mitte, ZG) die
Definition von steuerbarem Einkommen und bezahlten Pramien bei, um zu verhindern,
dass die Kantone durch Definitionsfreiheit in diesen Bereichen das Sozialziel
unterlaufen konnten. Schliesslich entscharfte der Standerat auf Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und entgegen einer Minderheit Stockli den von den Kantonen
Ubernommenen Mindestanteil: Der Bundesrat hatte vorgesehen, dass die Kantone bei
Personen, bei denen die Pramien weniger als 10 Prozent des verflgbaren Einkommens
ausmachen, 5 Prozent der Bruttokosten Gbernehmen mussen - der Stédnderat erhdhte
die Prémiengrenze auf 11 Prozent und senkte den zu tUbernehmenden Anteil auf 3.5
Prozent. Weiterhin sollen die Kantone jedoch bei Pramien von 18.5 Prozent des
verfugbaren Einkommens 7.5 Prozent der Bruttokosten tbernehmen - dazwischen
wirden die Ubernommenen Anteile abgestuft. Nachdem der Stdnderat die Petition
17.2018 «flr einkommensabhangige Krankenkassenpréamien» zur Kenntnis genommen
hatte, hiess er den indirekten Gegenentwurf in der Schlussabstimmung mit 26 zu 16
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. ”
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